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Werbt für das Volksblatt!
Unter den mannigfachen Waffen, mit denen das klaſſen-

bewußte Proletariat ſeinen Befreiungskampf führt, ſteht
die Arbeiterpreſſe

mit an hervorragendſter Stelle. Sie iſt zum berufenen
und Vorkämpfer der ringenden und ftreben-

den Arbeiterklaſſe, zu einem in den wirtſchaftlichen und
politiſchen Tageskämpfen der Arbeiter unentbehrlichen
Inſtrument geworden. Bedeutſame und wichtige Auf-
gaben hat ſie zu erfüllen. Jn grundſätzlichen und tak-
tiſchen Fragen des Sozialismus iſt ſie den Arbeitern
Führer und Berater:t aufklärend, belehrend, ziel-
weiſend legt ſie Mittel und Wege zur

Befreiung der Arbeiterklaſſe
klar und vermittelt der Arbeiterſchaft das zu dieſem
Kampfe notwendige Rüſtzeug und Wiſſen. Die Er-füllung gerade dieſer wichtigen Obliegenheit der ſozial-

demokratiſchen Preſſe hat

das Halleſche Volksblatt
ſteis für ſeine vornehmſte Pflicht gehalten.

Kein wirtſchaftliches, ſoziales, politiſches oder wiſſen
ſchaftliches Ereignis von Bedeutung iſt vorübergegangen,
zu dem das Volksblatt nicht grundſätzlich klare Stellung
genommen hätte!

Nicht minder wichtig wie der Kampf, den die Arbeiter-
reſſe um die politiſchen Rechte und Jntereſſen der
rbeiterklaſſe führt, iſt die Aufgabe, die ihr in den großen

und kleinen
gewerkſchaftlichen Kämpfen

zufällt. Hier ſteht den um beſſere Lebensbedingungen
kämpfenden oder von kapitaliſtiſchen Herrenmenſchen
brutal ausgeſperrten Arbeitern

nur die Arbeiterpreſſe
als energiſcher Wahrer ihrer Jntereſſen und unerſchrocke-
ner Verteidiger ihrer berechtigten Forderungen zur Seite!
Und das iſt um ſo wichtiger in einer Zeit, wo die kapitali-
ſtiſchen Scharfmacher wieder wie beſeſſen nach

neuen Zuchthausgeſetzen gegen die Arbeiter
ſchreien. Jhr inbrünſtiges Sehnen iſt auf die
völlige Vernichtung des Vereinsrechts der Arbeiter
gerichtet. Keine beſſere Abwehr gegen die ſchwarzen Pläne
der Scharfmacher als die Arbeiterpreſſe!

Schmach und Schande über di e Arbeiter, die alles das
wiſſen und trotzdem noch nicht Abonnent eines Arbeiter-
blattes ſind oder gar noch die kapitaliſtiſche oder Gene-
ralanzeigerpreſſe leſen! Der Arbeiter, der das
tut, begeht ein Verbrechen an ſich und ſeiner Klaſſel! Denn
er fördert und unterſtützt die Jntereſſen, mehrt und ſtärkt
die Macht ſeiner Feinde und Gegner!

Eine bürgerlich-kapitaliſtiſche Zeitung iſt
geſchäftlich ein Unternehmen, das einem einzelnen
oder mehreren Kapitaliſten (Aktiengeſellſchaft) möglichſt
hohen Profit abwerfen ſoll, und das politiſch den
Jntereſſen, Zwecken und Beſtrebungen einer be-
ſtimmten bürgerlich kapitaliſtiſchen
Partei dienſtbar iſt. Das gleiche gilt von der ſo-
genannten „unparteiiſchen“ Generalanzeiger-
preſſe, nur daß bei ihr noch die

politiſche Charakterloſigkeis
hinzukommt! Feind und Gegner der Ar-
beiterſchaft und ihrer Beſtrebungen iſt
die geſamte bürgerlich-kapitaliſtiſche Preſſe ohne Aus-
nahme wo die d r e von Kapital undArbeit zuſammenſtoßen, da iſt ſie einmütig in der

Bekämpfung der Arbeiter.
Frei und unabhängig von allen kapitaliſtiſchen Ein-

flüſſen iſt nur die ſozialdemokratiſche Ar
beiterpreſſe. Eigentum der Arbeiterklaſſe, von ihr
kontrolliert und geleitet, kann nur ſie allein Ar-
beiterrechte und -forderungen wirklich und tatkräftig ver-
teidigen und wahren. Sie kann das um ſo erfolgreicher,
je größer die Zahl ihrer Abonnenten und Leſer iſt. Von
dieſer Erkenntnis geleitet, ſollte jeder Arbeiter

Abonnent und Leſer des Volksblattes
ſein und unabläſſig und unermüdlich neue Leſer für
es werben.

Arbeiter! Was ihr für eure Preſſe tut, das tut ihr für
euch! Wirkt in dieſem Sinne!

Werbt dem Volksblatt neue Leſer!
Neue Streiter dem Sozialismus!

Preußiſches Syſtem.
Mit Recht hat der Vorwärts dieſer Tage zum Ausdruck ge-

bracht, daß die heftigen Zuſammenſtöße im preu-
ßiſchen Dreiklaſſenhauſe keineswegs auf die perſön-
lichen Eigenſchaften unſerer ſechs Abgeordneten zurückzuführen
ſind, auch nicht auf die mehr oder minder große Geſchicklichkeit
des jetzt verſtorbenen Präſidenten v. Erffa, ſondern auf die
neue Taktik, welche die Junkerpartei nach dem Ausfall der
letzten Reichstagswahl befolgt. Man bedenke nur die folgenden
Tatſachen. Gegen Ende Januar fanden die Stichwahlen ſtatt,
die den Einzug von 110 Sozialdemokraten in den Reichstag ent-
ſchieden. Und ſchon am 1. Februar hielt im preußiſchen Landtag
der Junker v. Hennigs eine Rede, worin er mit Bezug auf
das preußiſche Wahlrecht ſagte: es ſei um ſo notwendiger, daran
feſtzuhalten,

„je toller ſich die Zuſtände nach demokratiſcher Hinſicht im
Reiche entwickeln; um ſo notwendiger brauchen wir in der
Wagſchale das Gegengewicht des preußiſchen Staates.
Wenn die eine Wagſchale zu ſchwer belaſtet wird, dann müſſen
wir auf der anderen Seite ein Gegengewicht ſuchen, und das
ſuchen wir in Preußen, nicht bloß in der Richtung des Wahl-
rechts, ſondern auch in vielen anderen Richtungen.“

Das war die unverblümte Ankündigung, daß die Junker,
weil ihnen der Ausfall der Reichstagswahl nicht
paßte, nunmehr verſuchen würden, das Reich von Preußen aus
zu regieren. Und nun kommt die Hauptſache: in den wenigen
Monaten, die ſeitdem verfloſſen ſind, hat die preußiſche Regie-
rung bereits zwei Geſetze gemacht, die in die Kompetenz des
Reiches eingreifen, und der Landtag hat ſie auch angenommen;
das Geſetz gegen die Arbeitsſcheuen und das ſog.
Beſitzfeſtigungsgeſetz. Es liegt alſo Syſtem in der
Sache. Mit voller Abſicht und vollem Vorbedacht will man jetzt
Geſetze, auf deren Annahme im Reichstag nicht zu rechnen iſt,
vermöge des preußiſchen Dreiklaſſenhauſes und ſeines Herren-
hauſes durchſetzen. Von dieſem Standpunkt aus muß man den
Widerſtand unſerer ſechs Abgeordneten beurteilen, und von
dieſem Standpunkt iſt auch erſt zu verſtehen, warum die ge
ſamte bürgerliche Preſſe mit ſo geſchwätziger Gefliſſentlichkeit
die Legende verbreitet, als ſei es nur die äußere Form des Be-
nehmens unſerer Sechs, die den Gegnern nicht gefällt.

Nun kann man ja von einereigentlichen Syſtem än derung
nicht ſprechen, denn auch früher ſchon hat der preußiſche Staat
ſich keineswegs mit der erforderlichen Genauigkeit an den
Grundſatz gehalten, daß Reichsrecht vor Landesrecht geht. Die
ganzen Polengeſetze verſtoßen gegen das Reichsrecht. Neu aber
iſt die planmäßige Abkehr vom Reichsrecht, in die man jetzt
offenbar einlenken will. Und von dieſem Geſichtspunkte aus
verdient das Geſetz gegen die Arbeitsſcheu ſowie die darüber ge-
pflogenen Verhandlungen noch nachträglich eine Betrachtung.

Ob gegen Leute, die aus Arbeitsſcheu ihre Familie darben
laſſen und der Gemeinde Armenkoſten verurſachen, überhaupt
ſchärfer vorgegangen werden ſoll, darüber kann man ja ver-
ſchiedener Meinung ſein. Wir Sozialdemokraten ſind nicht
dafür, erſtens weil ein dringendes Bedürfnis zu ſo weitgehender
Entziehung der perſönlichen Freiheit nicht nachgewieſen iſt;
zweitens weil es kaum möglich iſt, das Geſetz ſo zu faſſen, daß
es auch die reichen Arbeitsſcheuen trifft; drittens weil eine
Erfahrung von 70 Jahren zeigt, daß mit Strenge hier über-
haupt nichts auszurichten iſt. Doch ſoll uns das heute nicht
beſchäftigen. Wenn man durchaus meint, daß die beſtehenden
geſetzlichen Vorſchriften nicht genügen und einer Verſchärfung
bedürfen, ſo war der rechtmäßige Weg klar gegeben: der Reichs
kanzler mußte dem Reichstag ein ſolches Geſetz vorlegen. Es
iſt auch ziemlich zweifellos, daß der Reichstag es angenommen
hätte, denn dort ſtehen immer noch 287 bürgerliche Abgeordnete
gegen 110 Sozialdemokraten. Und der berühmte Rechtslehrer
Profeſſor v. Liſzt, der zugleich Mitglied des Reichstags und des
preußiſchen Abgeordnetenhauſes iſt, hat am 21. Mai eindringlich
dargelegt, daß nicht die geringſte Kunſt dazu gehöre, um ſolche
Verſchärfungen des Strafgeſetzes im Reichstag durchzubringen.
Ja noch mehr, er teilte mit, daß der Vorentwurf zum neuen
Strafgeſetz, der doch auch auf Annahme im Reichstag rechnet,
ſchon ſolche Strafverſchärfungen enthält. „Jch behaupte alſo,“
ſagte Profeſſor v. Liſzt, „es iſt mit größter Leichtigkeit
möglich, die Strafbeſtimmungen ſo zu ändern, daß ſie allen Er-
forderniſſen vollkommen entſprechen.“

Wenn trotzdem die preußiſchen Geſetzgeber einen ſo eklatanten
Einbruch in die Rechte des Reichs gewagt haben, ſo kann der
Grund nicht darin liegen, daß ſie eine Ablehnung der Straf-
verſchärfung durch den Reichstag befürchtet hätten. Wo liegt er
denn? Nun, das Geſetz, wie es jetzt zuſtande gekommen iſt,
enthält außer der Strafverſchärfung noch eine ſehr wichtige
Neuerung: die Entſcheidung darüber, ob jemand ins Arbeits
haus kommen ſoll, hat nicht der Richter, ſondern ein Kollegium
von Verwaltungsbeamten! Eine Annäherung an
ruſſiſche Zuſtände nannte das unſer Fraktionsredner bei der
erſten Leſung des Geſetzes, und das allerdings hätte der jetzige
Reichstag wohl unter keinen Umſtänden gutgeheißen. Was das
aber zu bedeuten hat, das mögen folgende Worte aus der Rede
des nativnalliberalen Landgerichtsdirektors Boisly zeigen.
Dieſer ſeit langen Jahren als Strafrichter tätige Herr
ſagte u. g.

„Sind denn die Vorſchriften des Geſetzes über das Ver-
fahren. vor den Verwaltungsgerichten auch nur entfernt ein-
gerichtet auf ein Verfahren gegen jemand, dem eine lebens-
längliche oder auch nur eine langdauernde Einſperrung

droht? Hier iſt kein Armenrecht gegeben, hier wird dem
Betreffenden kein Anwalt zugeordnet, der für ihn ſeine Rechte
wahrnehmen kann, nicht einmal ein mittlerer Beamter wird
ihm als Beiſtand zugeordnet. Vollkommen fremd ſteht er
dieſem Verfahren gegenüber, er weiß nicht, was er in dieſer
Sache machen ſoll, und wird nun ins Arbeitshaus abgeführt.

Wer urteilt im Kreisausſchuß? Sind das
rechtskundige Perſonen? Der Landrat wird im allgemeinen
wohl Rechtskenntniſſe haben. Aber ſehr häufig iſt er ver-
hindert, hier überhaupt mitzuwirken. Dann tritt der erſte
Kreisdeputierte an ſeine Stelle, meiſt ein Amtsvorſteher
oder Rittergutsbeſitzer Wer ſind die anderen
Herren, die mitwirken? Jn den meiſten ländlichen Kreiſen
Bürgermeiſter, Landbürgermeiſter von kleinen Landſtädten,
kleine Gutsbeſitzer und dergleichen. Wenn ein
Kind, welches ein Verbrechen begangen hat, in Zwangs-
erziehung gebracht werden ſoll, dann tritt ein gerichtliches
Verfahren ein. Hier ſind alle Rechtsmittel der Berufung und
der Reviſion gegeben. Und hier, wo es ſich darum handelt,
daß erwachſene Perſonen im Arbeitshaus untergebracht, alſo
in ehrenrühriger Weiſe behandelt werden ſollen, da
ſollen mit einem Male die Verwaltungsbehörden auf dem
Lande viel geeigneter ſein, das zu finden, was recht iſt.“

Alſo der Herr Landrat, dieſer vollſtändig von der Re
gierung abhängige Verwaltungsbeamte, im Verein mit großen
und kleinen Gutsbeſitzern und mit Unterſtützung der noch ab
hängigeren Bürgermeiſter und Amtsvorſteher ſoll über die per-
ſönliche Freiheit des Angeklagten urteilen! Dabei vergeſſe man
nicht, daß es ſich im Grunde um reine Schuldforderungen
handelt. Die Gemeinde hat Geld aufgewandt für die Armen-
pflege der Familie, und der Mann ſoll das Geld zurückerſtatten.
Tut er das nicht, ſo befinden die Beamten derſelben Gemeinde

in Gutsbezirken alſo zum Teil dieſelben Perſonen, die das
Geld bezahlt haben vb der Mann ins Arbeitshaus ſolll Das
iſt in der Tat ſo ziemlich dasfelbe, wie die Schuldhaft ver
gangener Zeiten. Oder noch ſchlimmer, es iſt eine Art Schuld
knechtſchaft, weil ja der Mann die Schuld gewiſſermaßen ab-
arbeiten ſoll!

Man tröſte ſich auch nicht damit, daß das Geſetz ja nur die
Arbeitsſcheuen, alſo den Auswurf der Menſchheit treffe. Denn
auf die direkte Frage eines Abgeordneten, ob das Geſetz auch
gegen ſtreikende und ausgeſperrte Arbeiter angewandt werden
ſolle, iſt die Regierung die Antwort ſchuldig ge-
blieben! Sodann iſt ja dies nur der Anfang. Mit der
ſelben Geſchicklichkeit im Auslegen kann der preußiſche Staat
auch jedes andere Reichsgeſetz umgehen. Und darin liegt die
ungeheure Wichtigkeit der Sache. Soll es den preußiſchen
Junkern freiſtehen, trotz aller verbrieften und verſiegelten Ge
ſetze des Reichs nach ihrem Belieben und gegen den klaren
Willen des Volkes mittelalterliche Zuſtände wieder einzuführen?
Darum handelt es ſich. Und gegen dieſen neueſten
Preußenkurs mit allen Mitteln anzukämpfen,
iſt die wichtigſte politiſche Aufgabe der nächſten
Zukunft.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 25. Juni 1912.

Wann kommt die Beſitzſteuer?
Der Reichstag hat zwar als den ſpäteſten Zeitpunkt für die

Einbringung der Geſetzesvorlage für eine allgemeine Beſitz
ſteuer den 30. April 1913 gewählt. Aber es ſieht nicht ſo aus,
als ob ſich die gegebenen Jnſtanzen beeilen, dieſem Ver-
langen des Reichstags nachzukommen. Das Gegenteil kann
man annehmen, wenn offenbar gut unterrichtete Blätter jetzt
mitteilen, daß der Aufſtellung eines Geſetzentwurfs zunächſt
ſehr eingehende Beratungen mit den Finanzminiſtern der
Bundesſtaaten vorausgehen müßten. Dieſe könnten aber
naturgemäß während der Sommerpauſe, in der auch die Ver-
treter der Einzelſtaaten im Bundesrat in ihrer Mehrzahl
von Berlin abweſend ſind, weder ſtattfinden, noch erfolgreich
vorbereitet werden. Vor dem Herbſt werde alſo eine Ver-
ſtändigung der Bundesregierungen mit dem Reichsſchatzamt
über die Grundzüge der Vorlage nicht zu erzielen ſein. So-
bald dieſe erreicht ſei, beginne die Aufſtellung des Geſetz
entwurfs, zu dem nach ſeiner Fertigſtellung naturgemäß auch
das preußiſche Staatsminiſterium noch Stellung zu nehmen
habe. Dann ſchließze ſich die Einbringung im Bundesrat und
die eingehende Durchberatung in ſeinen Ausſchüſſen. Dieſe
Erwägungen führen zu dem Ergebnis, daß die Vorlegung
des Geſetzentwurfs für eine allgemeine Beſitzſteuer im Reichs
tag erſt in den Wintermonaten erfolgen könne.

Wenn es ſich um die Beſteuerung des Beſitzes handelt, da

läßt man ſich gemächlich Zeit wenn der Reichstag neue
Militär und Marineforderungen bewilligen ſoll,
da hat die Regierung ganz andere Eilel

Vom „liberalen“ Vereinsgeſetz.
Auf dem ſehr geräumigen Hofe des Geſchäftshauſes unſeres

Duisburger Parteiorgans, der Niederrheiniſchen Arbeiter
zeitung, ſollte am 1. Oktober 1911, einem Sonntag, eine Ver
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mlung mit dem Thema Die Lebensmittelteuerung ſtatt
finden. Die Anmeldung der Verſammlung lautete auf 1096
Uhr vormittags. Die Polizeiverwaltung verweigerte
die für öffentliche Verſammlungen unier freiem Himmel er-
forderliche Genehmigung. Begründend wurde unter anderm
ausgeführt: Die ungewöhnliche Art dieſes für Verſammlungs-
zwecke eigentlich ungeeigneten Platzes würde naturgemäß mit
ſich bringen, daß ſich auf der Marienſtraße, wo das Grund-
ſtück liegt, und den angrenzenden Straßen eine Menge Neu
gieriger einfinden werde. Das in Ausſicht genommene Thema
ſei beſonders geeignet, mehr oder weniger Erregung unter den
Verſammlungsteilnehmern hervorzurufen. Unter dieſen Um-
ſtänden ſei nach den bisherigen Erfahrungen zu befürchten,
daß es beim Abfluß der Maſſen nach der Verſammlung zu
Verkehrsſtörungen und Zuſammenſtößen der Verſammlungs-
teilnehmer und des übrigen Publikums kommen könnte.

Der Einberufer erhob vergeblich Beſchwerde. Der Regie-
rungspräſident nahm in ſeinem Beſchwerdebeſcheid namentlich
noch auf den Streik der Arbeiter bei der Rheiniſch-Weſt-
fäliſchen Speditions geſellſchaft Bezug, wegen deſſen es zu einer
Reihe Strafunterſuchungen wegen Tätlichkeiten gegen Arbeits
willige gekommen ſei. Auch wäre es im Jahre vorher bei
Wahlrechtsdemonſtrationen zu Zuſammenſtößen mit der Poli-
zei gekommen. Der Oberpräſident beſtätigte ſelbſtverſtändlich
das Verbot der Verſammlung.

Der Einberufer klagte nun beim preußiſchen Oberverwal-
tungsgericht. Dieſes wies aber die Klage mit folgender Be
gründung ab: Zwei Gründe ſeien maßgebend. Erſtens die
Anmeldung der öffentlichen Verſammlung auf 101 Uhr vor-
mittags, während ſolche Verſammlungen in Duisburg erſt um
11 Uhr vormittags an Sonntagen beginnen dürften. Uner
heblich wäre, daß ein ſpäterer Anfang üblich ſei. Es
komme allein darauf an, auf welche Zeit die Verſammlung
angemeldet ſei, denn um dieſe Zeit würde ſie der Ein-
berufer beginnen laſſen dürfen, was der Sonntagsordnung
widerſprechen würde. Das Verbot der Verſammlung recht-
fertige ſich aber auch wegen der Befürchtung einer Gefährdung
der öffentlichen Sicherheit. Ein damals noch andauernder
Streik, der bei der Speditionsgeſellſchaft, habe eine ſehr
weſentliche Verbitterung in die Arbeiterſchaft hineingetragen
gehabt. Das gehe daraus hervor, daß in 14 Fällen Unter-
ſuchungen wegen Mißhandlung und Beläſtigung Arbeitswilli-
ger eingeleitet worden ſeien. Auch ſei aus Anlaß des Streiks
ein Totſchlag vorgekommen. Ein Arbeitswilliger
hatte im Streit einen andern erſchoſſen, angeblich in Notwehr!)
Dieſer Fall biete immerhin, wenn er auch nicht zeitlich mit
der Verſammlung zuſammenfalle, einen Beweis für die große
Spannung. Wenn man dann noch die Ausſchreitungen bei den
Wahlrechtsdemonſtrationen im Jahre vorher berückſichtige, ſo-
wie daß die Lebensmittelteuerung die Erregung verſtärke,
dann ſei der Polizei kein Vorwurf daraus zu machen, wenn
ſie glaubte, eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit be
fürchten zu müſſen.

Um Gründe iſt die preußiſche Bureaukratie nie verlezen,
mögen ſie auch, wie im vorliegenden Falle, noch ſo ſehr bei den
Haaren herbeigezogen und lächerlich ſein. Die Hauptſache iſt,
daß die Begründung des Verſammlungsverbots formell
klappt, dann braucht es den Polizeigewaltigen um die gericht
liche Beſtätigung nicht bange zu ſein.

Dreimal heilig iſt die preußiſche Polizei!
Der Rechtsanwalt Lichtenſtein in Zabrze war von der

Strafkammer in Gleiwitz zu 500 Mk. verurteilt worden, weil er
als Verteidiger geſagt hatte:

„Es ſei leider Tatſache, daß ſich die Polizei ſehr oft Ueber-
griffe erlaube und daß ein großer Teil oder der größte Teil
von ihr keinen Schutz, ſondern eine Gefahr für das Publikum
bilde. Leider komme es oft vor, daß dann nicht der Beamte,
ſondern der Verletzte auf die Anklagebank komme, daß der
Beamte derjenige ſei, der, geſchützt durch ſeinen Dienſteid,
alles beſchwöre. Auch liebe es die Polizei, unbequeme Zeugen
hinterher zu drangſalieren.“

Dieſe Aeußerungen hatte L. namentlich deshalb getan, weil
in der Schöffengerichtsſitzung der Vorſitzende geſagt hatte,

Publikum dieſes leider meiſt gegen den Poliziſten Partei er
greife, was auch in dem betreffenden Falle ken war.

Niemand hat wohl daran gezweifelt, daß das Urteil der
Strafkammer zu Gleiwit vom Reichsgericht aufge
hoben werden würde. Das Gegenteil iſt geſche hen;
das Reichsgericht hat das Urteil veſtätigt und den Schutz des
8 193 (berechtigte Jntereſſen) deshalb verſagt, weil der Anwalt
offenbar den Anlaß benutzt habe, um der Polizei eins auszu-
wiſchen.

Nach dieſem Urteil iſt, wie die Berliner Welt am Montag
ſehr treffend bemerkt, jede Verteidigung von Angeklagten ge-
fährlich, bei der ein Streit zwiſchen dem Angeklagten und Poli-
ziſten eine Rolle ſpielt. Selbſtverſtändlich läßt ſich eine ſolche
Verteidigung ſelten führen ohne Kritik der Polizei. Dieſe
Kritik muß oft genug herb und kräftig ausfallen vergleiche
den Moabiter Prozeß. Das Urteil des Reichsgerichts
untergräbt in ſolchen Prozeſſen die Verteidi-
gung. Es iſt der erſte Schritt zu einem neuen
fruchtbaren Privileg der Polizei. Dieſe wird ſich in Zu
kunft jede läſtige Kritik vor Gericht verbitten können.

Es wird immer ſchöner im Deutſchen Reichl Der Polizei-
ſtaat etabliert ſich in nackender Ungeniertheit! Wenn aber die
W. a. M. von den deutſchen Rechtsanwälten erwartet, daß ſie in
ihrer Geſamtheit gegen dieſe unglaubliche Beſchränkung ihrer
Verteidigerrechte proteſtieren werden, ſo traut ſie ihnen doch
wohl etwas zu viel zul

WMilitärjuſtiz.
Sind ſchon an und für ſich die Heiz räume der Kriegs-

ſchiffe keine angenehmen Aufenthaltsorte, ſo werden ſie zu
reinen Marterhöhlen, wenn rohe Vorgeſetzte dort walten. Ein
ſolcher Leuteſchinder war der Obermaſchiniſtenmaat Jahnke
vom Dreadnought Oldenburg. Am 18. April befahl er einem
Heizer, einem etwas ſchwächlichen Mann, vier Feuer zu rei-
nigen, eine Arbeit, die, wie vor Gericht bekannt wurde, für
einen kräftigen Mann zu viel iſt. Der Heizer wurde
denn auch ſchlapp, als er mit dem Aufpbrechen des dritten
Feuers zu Ende war. Während der Arbeit durfte auf Gebot
des „menſchenfreundlichen“ Vorgeſetzten die Waſſerſpritze nicht
in Tätigkeit geſetzt werden, damit die Glut nicht gedämpft
werden konnte. Zum Anfaſſen der heißen Eiſenteile durften
die Handlappen nicht benutzt werden, ſo daß ſich der Heizer
am Oberſchenkel und der rechten Hand verbrannte. Ein
anderer Heizer, der in die Aſche uriniert hatte, weil der
Obermaſchiniſtenmaat die Bitte um Erlaubnis zum Aus-
treten faſt ſtets abſchlage, wie der Heizer vor Gericht aus-
ſagte, ſollte ſich auf Befehl des Obermaſchiniſtenmaaten in
die naſſe Aſche ſetzen. Als er das nicht gleich tat, packte der
Vorgeſetzte ihn, drückte ihn nieder, ließ ihn dann mit Waſſer
beſpritzen und darauf die Luftklappe öffnen, ſo daß der durch
näßte Mann der kalten Zugluft ausgeſetzt war.

Jn der Gerichtsverhandlung kam auch zur Sprache, daß
der Maat mehrfach den Heizern verboten hatte, von dem im
Heizraum vorhandenen Trinkwaſſer zu trinken. Sie ſollten
Seewaſſer oder das Waſſer aus der Speiſepumpe trin-
ken. Einem Heizer hat er einmal den vollen Trinkbecher aus
der Hand geſchlagen. Der Vertreter der Anklage nannte die
Behandlung der Heizer durch den Obermaſchiniſtenmaaten
ſyſte matiſche Ouälerei, die ſchwer geſühnt werden
müſſe. Er beantragte acht Monate Gefängnis und Degrada-
tion. Das Kriegsgericht des erſten Geſchwaders, das am
Sonnabend in Kiel über den Obermaſchiniſtenmaaten ab-
urteilte, nannte die Fälle „minderſchwer“, erkannte auf
drei Monate Gefängnis und ſah von der Degredation
ab. Jn derſelben Sitzung verhängte dasſelbe Gericht über
einen Matroſen ſtrengen Arreſt, weil er nach erfolgter Be-
ſtrafung durch den ſtellvertretenden erſten Offizier das
„ſchwere Verbrechen“ begangen hatte, ſich unrechtmäßig zu
beſchweren.

Deutſches Reich.

Staatliche Kontrolle des Kaliſyndikats? Die Voſſ.
Zeitung meldet: „Das Reichsamt des Jnnern beabſichtigt,
einen Beirat von Männern der Wiſſenſchaft, die ſelbſt am
Kaliabſatz nicht intereſſiert ſind, zur Begutachtung bei der
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rung an die an der Kalifrage beſonders intereſſierten Bundes
regierungen herangetreten, und einige Bundesſtaaten haben
bereits geeignete Perſönlichkeiten in Vorſchlag gebracht, die
dem zu bildenden Beirat angehören ſollen.

Die Enthüllungen des Münchener Profeſſors Dr. Soxhlet
über die Kalivermittlungsgeſchäfte der Deutſchen Landwirt
ſchaftsgeſellſchaft. und die ſich daran knüpfenden Verhand
lungen in den Parlamenten dürften die Veranlaſſung zu dem
angedeuteten Vorgehen der Reichsregierung gegeben haben.
Dr. Soxhlet führte an, daß die Deutſche Landwirtſchaftsgeſell
ſchaft den Proviſionen, die ihr das Kaliſyndikat gezahlt hat,
ihr Vermögen von über drei Millionen Mark verdankt und
daß auch deren Leiſtungen zum großen Teil daraus bezahlt
wurden, u. a. auch die Propagandagelder, die eine
koloſſale Höhe erreichten.

Zwei Fortſchrittsparteien in Elſaß-Lothringen. Jn der
liberalen Landespartei hatten bisher die Liberalen Elſaß-
Lothringens ihre politiſche Organiſation, die nun durch die vor
vierzehn Tagen in Straßburg gegründete Fortſchrittspartei für
Elſaß und die am Montag in Metz ins Leben gerufene Fort
ſchrittspartei für Lothringen erſetzt wird. Die Auflöſung
der alten Organiſation und die Trennung wurde nach den Mel
dungen liberaler Berichterſtatter in vollkommener Ueberein-
ſtimmung und in Anerkennung des berechtigten Partikularis-
mus beider Landesteile vollzogen. Das Programm bleibt für
beide Parteien im weſentlichen das der bisherigen liberalen
Landespartei, wobei die Elſäſſer durch Aufnahme der Demo-
kraten eine gewiſſe Linksſchwenkung vorgenommen haben.

Die Liberalen Lothringens hoffen von dieſer Trennung, daß
bedeutende einheimiſche Männer fortſchrittlicher Richtung jetzt
eher zur Mitarbeit geneigt ſein werden, als in der von Straß-
burg aus dirigierten liberalen Landespartei.

Der diſziplinierte ſozialdemokratiſche Landtagskandidat.
Die Schwäbiſche Tagwacht teilt mit: Der Göppinger Ge-
meinderat als Aufſichtsbehörde für die Göppinger Orts-
krankenkaſſe nahm Freitag in nichtöffentlicher Sitzung zu den
Vorwürfen Stellung, die gegen den Genoſſen Kinkel in
ſeiner Eigenſchaft als Krankenkaſſenkontrolleur erhoben wur-
den. Trotzdem die Sitzung nicht öffentlich war, iſt die ge
troffene Entſcheidung natürlich ſofort mit vollen Backen in
die Welt hinauspoſaunt worden. Die Gegner gedenken den
Fall als gefundenes Freſſen zu behandeln. Das geht am
beſten daraus hervor, daß die Nachricht bereits in den Ber-
liner Morgenblättern enthalten iſt. Ein Korreſpondenz-
bureau meldet über die Angelegenheit:

Mit allen gegen vier Stimmen der Sozialdemokratie bei
einer Stimmenthaltung hat der hieſige Gemeinderat in
nichtöffentlicher Sitzung als Aufſichtsbehörde der Orts-
krankenkaſſen beſchloſſen den Landtagsabgeordneten und
Krankenkaſſenkontrolleur Kinkel wegen der ihm zum Vor-
wurf gemachten Verfehlungen bei der Ausübung ſeines
Amtes ohne Kündigung zu entlaſſen. Ein ſogzialdemokra-
tiſcher Antrag auf Rückverweiſung des Falls an den Kaſſen
vorſtand wurde gegen fünf Stimmen abgelehnt. Die Staats
anwaltſchaft, die ſich ſchon mit dem Falle beſchäftigt hatte,
ſtellte ſeinerzeit das Verfahren ein, weil ſie Kinkel nicht
als Beamten im Sinne des Geſetzes anſah, gab aber die
Akten an die zuſtändige Verwaltungsbehörde weiter, weil
ſie die Handlungsweiſe Kinkels als grobes Diſgziplinarver-
gehen beurteilte.

Bei der Frage der Entlaſſung enthielt ſich ein bürger-
licher Gemeinderat der Abſtimmung, der dann auch für den
Antrag auf Rückverweiſung der Sache an die Krankenkaſſe
ſtimmte. Wie wir hören, iſt gegen die Entſcheidung des
Göppinger Gemeinderats bereits Beſchwerde bei der Kreis
regierung eingelegt worden.

Zwölf Jahre Zuchthaus! Der Jnfanteriſt Lorenz Beck des
7. bayeriſchen Jnfanterie- Regiments in Baireuth, Sohn
eines Drehorgelſpielers, iſt nach Ausſage der Aerzte ein erb
lich belaſteter, degenerierter und geiſtig
minderwertiger Menſch, der keinerlei geregelte Er
ziehung genoß und in einem ſehr trüben Milieu aufwuchs. Beck
wurde ſchon mit zwölf Jahren (1) wegen Diebſtahls mit Ge
fängnis beſtraft und pendelte ſeit jener Zeit zwiſchen

daß bei öffentlichen Zuſammenſtößen zwiſchen Polizei und Verwendung der ſogenannten Propagandagelder in der Kali- dem Gefängnis und der Landſtraße hin und her. Bei Beginn

25 (Nachdr Als ſich die Unruhe wieder legte, fragte der Paſtor den Die Sonne ſchien glänzend an dieſem Juliabend, und unterDie Jnſelbauern verb. Bräutigam: den Eichen plauderte und lachte man. Der Branntwein floß
4 Vor Gott dem Allwiſſenden und in Gegenwart dieſer in die Kaffeetöpfe, als die zweite Taſſe kam, in die man nicht

Roman von Auguſt Strindberg. Verdeutſcht von Emil
Schering.

Wenn er in ſchlechte Geſellſchaft geraten iſt, hat es keinen
Zweck, auf ihn zu warten, meinte der Paſtor. Es iſt jeden-
falls unrecht von ihm, ſich nicht zu Haus zu halten, wo er ſo
gute Vorbilder und ſo treue Freunde hat. Aber was ſagt die
Braut? Sollen wir anfangen oder wollen wir warten?

Die Braut ward gehört. Ob ſie gleich recht traurig war,
wollte ſie doch, daß man anfange, weil ſonſt der Kaffee kalt
werde.

So begann man aufzubrechen, während hinten auf den
Bergfelſen der Dynamit donnerte. Der Spielmann harzte
und ſchraubte, der Paſtor zog den Talar an, die Brautdiener
gingen voran. Der Paſtor führte die Braut. Die war in
ſchwarze Seide gekleidet, trug den weißen Schleier mit dem
Myrtenkranz und war ſehr geſchnürt; was verborgen werden
ſollte, wurde um ſo ſichtbarer.

So zog man in den Saal des Profeſſors hinauf, während
die Geige knirſchte und die Schüſſe knallten.

Die Braut warf noch im letzten Augenblick unruhige Blicke
um ſich, um nach dem verlorenen Sohn zu ſpähen; als ſie zur
Tür hinein ſollte, mußte der Paſtor ſie ſchleppen, während ſie
die Augen hinten hatte.

Sobald ſie in den Saal kamen, ſtellten ſich die Gäſte rings
an den Wänden auf, als bildeten ſie die Wache für eine Hin-
richtung. Das Brautpaar nahm vor zwei umgekehrten
Stühlen Platz, die mit einem Brüſſeler Teppich bedeckt waren.

Der Paſtor hatte das Buch genommen, befühlte ſeinen
Kragen und wollte ſich gerade räuſpern, als die Braut jhre
Hand auf ſeinen Arm legte.

Nur noch einen Augenblick, dann kommt Guſtav wohl!
Es wurde faſt ganz ſtill im Zimmer; man hörte nur das

Knarren von Stiefeln und das Knittern geſtärkter Hemden;
nach einigen Augenblicken hörte das auf, man ſah einander
an, wurde verlegen, huſtete; dann ward es wieder ſtill.
Schließlich ſagte der Paſtor, an dem aller Blicke hingen:

Jetzt beginnen wir; länger können wir nicht warten!
Jſt er noch nicht gekommen, ſo kommt er auch nicht.

Dann begann er:
Teure Chriſten, die Ehe iſt von Gott ſelber geſtiftet

Eine gute Weile war vergangen, die älteren Frauen rochen
an ihrem Lavendel und weinten, als plötzlich ein Knall vom

of zu hören war, und das Geklirr von Glasſcherben. ManSie einen Augenblick auf, ließ ſich aber nicht weiter ſtören;

nur Carlsſon rührte ſich etwas unruhig und ſchielte zum
Fenſter hinaus. Bald aber kam ein neues puffl! puffl! puffl,
als entkorke man Champagnerflaſchen; die Jungen, die an der
Tür ſtanden, fingen an zu kichern.

Gemeinde frage ich dich, Johannes Edvard Carlsſon, ob du
dieſe Anna Eva Flod zur Ehefrau haben und ſie in Luſt und
Leid lieben willſt?

An Stelle der Antwort ſchmetterte eine neue SalveFlaſchenkörke, Glasſcherben klirrten und der Hund fing an,
ganz toll zu bellen.

Wer zieht denn da draußen Flaſchen auf und ſtört den
heiligen Akt? brüllte Paſtor Nordſtröm wütend.

Danach wollte ich gerade fragen, platzte Carlsſon heraus,
der ſeine Neugier und Unruhe nicht länger zurückhalten konnte.
Jſt es Rapp, der dieſen Spektakel macht?

Was ſoll ich machen, rief Rapp., der in der Tür ſtand und
ſich von der Zumutung verletzt fühlte.

Puff! puffl puff! knallte es unaufhörlich.
Geht doch um Himmels willen hinaus und ſeht nach,

was los iſt, damit nicht noch ein Unglück geſchieht, ſchrie der
Paſtor nachher fahren wir fort.

Einige Hochzeitsgäſte ſtürzten hinaus, andere drängten ſich
an die Fenſter.

Das iſt das Bierl! ſchrie jemand.
Das Bier platzt! wiederholte der Profeſſor.

r Wie kann man aber auch das Bier in den Sonnenſchein
egen!
Wie Kugelſpritzen lagen die Bierflaſchen in ihren Haufen

und knallten und brauſten, daß der Schaum auf die Erde
rann.Die Braut war über die unerwartete Unterbrechung der
heiligen Handlung erregt; das bedeutete nichts Gutes! Der
Bräutigam wurde geſcholten, weil er ſeine Anordnung ſchlecht
etroffen hatte; beinahe wäre er in eine Schlägerei mit demBostemann gekommen, auf den er die Schuld ſchieben wollte.

Der Paſtor war zornig, daß die heilige Handlung von den
Flaſchen geſtört worden. Draußen aber ſtanden die Jungen
und tranken die Reſte aus den Flaſchenböden; während ihrer
Rettungsarbeit bargen ſie auch einige halbvolle Flaſchen, aus
denen nur die Korke heraus geſprungen waren.

Als ſich ſchließlich der Sturm gelegt hatte, verſammelte man
ſich von neuem im Saal, allerdings nicht mehr ſo andächtig wie
vorher. Nachdem der Paſtor die Frage an den Bräutigam
wiederholt hatte, wurde die heilige Handlung zu Ende geführt,
ohne daß ſie von etwas anderm unterbrochen wurde als dem
Kichern, das die Jungen im Flur nicht zu unterdrücken ver
mochten.

Die Glückwünſche regneten auf die Neuvermählten nieder;
und ſo ſchnell man konnte, verließ man den Saal, der nach
Schweiß, Tränen, feuchten Strümpfen, Lavendel und welken
Blumenſträußen roch.

Eilig gings an den Kaffeetiſch.
Carlsſon nahm zwiſchen Profeſſor und Paſtor Platz; aber

die Braut hatte nicht die Ruhe zum Sitzen ſondern mußte
hierhin und dorthin eilen, um nach den Zurüſtungen zu ſehen.

mehr den Kuchen tauchte. Doch oben am Kopfende beim
Bräutigam wurde Punſch geboten weder Bauern noch Bur-
ſchen ſahen ſcheel darauf. Es war ein Getränk, das man ſich
nicht alle Tage leiſtete, und der Paſtor ließ ſich's aus ſeinem
Kaffeetopf wohl bekommen.

Heute war er ungewöhnlich mild gegen Carlsſon und trank
ihm unaufhörlich zu, rühmte ihn und zeigte ihm die größte
Aufmerkſamkeit. Doch vergaß er den Profeſſor nicht, deſſen
Bekanntſchaft ihm mehr Vergnügen machte, weil er ſo ſelten
einen gebildeten Mann traf. Aber es war nicht leicht, ihn im
Geſpräch zu finden, da Muſik nicht die ſtarke Seite des Paſtors
war und der Profeſſor aus Höflichkeit das Geſpräch auf das
Gebiet des Paſtors zu bringen ſuchte, dem dieſer gerade ent
kommen wollte. Da man einander ſo ſchwer verſtand, konnte
der eine dem andern auch nicht näher kommen. Ueberhaupt
ſprach der Profeſſor, der gewohnt war, ſeinen Gefühlen in
Muſik Luft zu machen, nicht viel.

Jetzt kam der Spielmann, dem es ſehr ſchwer wurde, unbe
merkt dazuſitzen, zum Hochſitz hinauf; durch Kaffechalbe in
ſperre Mut geſtärkt, wollte er mit dem Profeſſor über Muſik
prechen.

Bitte um Verzeihung, Herr Kammermuſikus, grüßte er
und knipſte an ſeiner Geige; wir haben ja gewiſſermaßen
etwas gemein, denn ich ſpiele auch, wenn auch nur auf meine
Art.

Sei nicht unverſchämt! wiesGeh zur Hölle, Schneider!
ihn Carlsſon ab.

JFch bitte um Verzeihung, aber ihn geht's nicht an, Carls
ſon! Verſuchen Sie nur dieſe Geige, Herr Kammermuſikus,
ſagen Sie mir, ob die nicht gut iſt; ſie hat zehn Reichstaler
gekoſtet.

Der Profeſſor
freundlich:

Recht gut!
Wenn ſich nur jemand darauf verſteht, dann kann man

ein wahres Wort hören! Aber über Kunſt ſprechen mit dieſen
er wollte flüſtern, aber die Stimmittel weigerten ſich, zu

nuancieren, und er ſchrie Bauernlümmeln
Gebt dem Schneider einen Tritt in den Hintern! ſchrie

man im Chor.
Hör mal, Schneider, du darfſt dich nicht betrinken: dann

können wir nicht tanzen!
Rapp, du mußt auf den Spielmann achten, daß er nicht

mehr trinkt.
Bin ich nicht zum Trinken eingeladen Biſt du vielleicht

geisig e d chSetz dich, Friedrich, und ſei ruhig, meinte der Paſtor,ſonſt kriegſt du Schläge. via Put
Aber der Spielmann wollte unbedingt über ſeine Kunſt

knippſte die Qvinte, lächelte und ſagte

ſchwatzen; um ſeine Behauptung, daß die Geige vortrefflich
ſei, zu bekräftigen, fing er an zu quinkelieren.

induſtrie teranzugkehen. Wie wir hören, iſt die Reichsregte



ſeiner Militärzeit ſtahl Beck einige Kleinig eiten und wurde
deswegen, wegen Diebſtahls im Rückfalle, einem Jahr und
ſechs Monaten Gefängnis und Verſetzung in die zweite Klaſſe
des Soldatenſtandes verurteilt. Am 1. Mai 1911, nach Ver
büßung der Gefängnisſtrafe, wurde Beck faähnenflüchtig und

trieb ſich bis im September in Nordbayern, Baden und Sachſen
herum, auch war er in Straßburg und Nancy. Kleidung und
ſonſtige Lebensbedürfniſſe verſchaffte er ſich durch Einbrüche,
ſeine Beute war nie groß. Jm September 1911 wurde Beck in
Hof feſtgenommen, wobei er auf die Schutzleute drei Schreck
ſchüſſe abgab. Da Beck krank ſchien, wurde er nach Nürnberg
ins ſtädtiſche Krankenhaus verbracht. Dort ſprang er nachts
vom zweiten Stock in den Hof und entkam. Auch jetzt verſchaffte
ſich Beck ſeine Lebensbedürfniſſe durch Einbrüche. Jm November
vorigen Jahres wurde Beck in einer Blockhütte bei Waldſaſſen
in der nördlichen Oberpfalz ſchlafend überraſcht und feſtge-
nommen.
Der Anklagevertreter beantragte wegen ſchweren Diebſtahls
im Rückfall und wegen Totſchlagsverſuchs an Einzelſtrafen nicht
weniger als 65 Jahre acht Monate Zuchthaus und
bildet daraus die höchſt zuläſſige Geſamtſtrafe von 15 Jahren
Zuchthaus.

Urteil: zwölf Jahre Zuchthaus, zehn Jahre Ehrverluſt
und Stellung unter Polizeiaufſicht. Der Verteidiger plädierte
auf Freiſprechung und verwies auf die Freiſprechung der
Fürſtin Wrede, auch Beck leide an Kleptomaniüe,
denn er ſtahl vielfach Dinge, die für ihn nicht den geringſten
Wert hatten!

Der tägliche Spionageprozeß. Vor dem vereinigten
2. und 3. Strafſenat des Reichsgerichts begann Montag der
Landesberratsprozeß gegen den 31jährigen Kaufmann und
Jngenieur Wilhelm Lichtenberger aus Mannheim.
Lichtenberger ſoll den Verſuch gemacht haben, ſich zu Verrats-
zwecken ein Signalbuch der kaiſerlichen Marine und das
neueſte Artilleriegeſchoß zu verſchaffen. Die Oeffentlichkeit
war auf Antrag des Reichsanwalts während der ganzen
Dauer der Verhandlung natürlich ausgeſchloſſen. Das Reichs-
gericht verurteilte Lichtenberger wegen verſuchten Verbrechens
gegen das Spionagegeſetz zu vier Jahren Zuchthaus, zehn
Jahren Ehrverkluſt und Stellung unter Polizei-
aufſicht.

Vom Schwurgericht in Belfort (Frankreich) wurde der
Schüler der Kadettenanſtalt Groß-Lichterfelde, Artur Kipp,
wegen Spionage zu zwei Jahren Gefängnis und 1000
Frank Geldſtrafe verurteilt.

Portugal.
Die Straßenkämpfe in Liſſabon. Die Londoner Morgen-

blätter vom Montage bringen Schilderungen von den be-
reits gemeldeten Unruhen in Liſſabon, die die dortigen Zu-
ſtände wenig von einer Revolution verſchieden erſcheinen
laſſen. Um die engliſchen Geſellſchaften gehörigen Straßen
bahnlinien zu ſchützen, wurden ganze Regimenter aufgeboten.
Starke Kavallerieabteilungen begleiteten faſt jeden Wagen,
trotzdem verſuchten die ſtreikenden Eiſenbahner, ſich ihrer zu
bemächtigen, aber die Kavallerie ritt alles nieder. Später
hielten die Streikenden eine Maſſenverſammlung im Freien
ab, Poliziſten mit gezogenen Säbeln ſuchten die Menge zu
„zerſtreuen“, und es kam zu einem allgemeinen Kampf, in dem
von beiden Seiten mit Revolvern geſchoſſen wurde. Plötzlich
platzten mitten auf dem Schlachtfelde fünf Bomben mit ge-
waltigem Getöſe. Abteilungen der republikaniſchen Garden
und der Kavallerie eilten herbei und vertrieben die wütenden
Volksmaſſen. Die Behörden geben an, daß zwei Perſonen
getötet und dreißig verwundet wurden. Dazu bemerkt der
Korreſpondent der Daily News, daß dieſe Ziffern unmöglich
wahr ſein könnten, die Verluſtliſte müſſe viel größer ſein.

Türkei.
Meuternde Soldaten. Das italieniſche Blatt Corriere

d Jtalia berichtet aus Saloniki, daß eine große
Meuterei unter der Beſatzung der türkiſchen Garniſon in
Goritza ausgebrochen ſei. Die Soldaten ſollen den Vorge
ſetzten verweigert haben, deren Befehle nachzukommen.
Schließlich nahmen die Aufrührer eine drohende Haltung ein
und gaben mehrere Schüſſe auf den Oberſten ab, der jedoch
nicht getroffen wurde. Die Offiziere, die nicht in der Lage
waren, energiſchen Widerſtand zu leiſten, verſprachen ſchließ-
lich den Soldaten, mit ihnen gemeinſame Sache zu machen,
bis Verſtärkungen in Goritza eingetroffen waren. Die „Ord-
nung“ iſt bisher noch nicht wieder hergeſtellt.

Die ſeit einigen Tagen in Konſtantinopel verbreiteten Ge
rüchte, daß wegen Meuterei von Offizieren und Mannſchaften
der Flotte, welche ohne Befehl gegen die italieniſche Flotte
ausfahren wollten, zehn Offiziere zum Tode verurteilt wor-
den ſeien, ſind anſcheinend richtig. Es herrſcht der Eindruck
vor, daß die Pforte vor der Ausführung des Urteils zurück
ſchreckt, da es bisher noch nicht zur Sanktion unterbreitet
worden iſt.

Amerika.
Der Kampf um die Präſidentſchaft hat mit der Aufſtellung

Tafts als Präſidentſchaftskandidat nun erſt recht begonnen.
Die Niederlage Teddy Rooſevelts hat zu einer Spaltung
der alten republikaniſchen Partei geführt, und
der „Rauhreiter“oberſt wird ſich von der neuen „fortſchritt-
lichen“ republikaniſchen Partei auf den Schild heben laſſen.
Die neue Partei Rooſevelts wurde am Montag nacht
in Chikago in aller Form gegründet. Nach der Nomination
Tafts und dem Schluß des regulären Konvents marſchierten
450 Rooſeveltdelegierten vom Coliſeum nach der benachbarten
Orcheſter-Hall, vor welcher ſich eine enorme Menſchenmenge
drängte. Die Halle war ſofort gefüllt und Zehntauſende be
gehrten vergeblich Einlaß. Als Rooſevelt kurz vor Mitter-
nacht erſchien, ſetzte eine halbſtündige toſende Demonſtration
ein, die mit der Aufſtellung Rooſevelts als Kandidat der neuen
Partei endete. Rooſevelt erklärte in begeiſternder Rede, daß
er bereit ſei, an die Spitze der neuen Partei zu treten. Die
Wirkung der Parteiſpaltung iſt heute noch gar nicht abzu
ſehen. Sie ſchädigt zunächſt Tafts ohnehin wenig ausſichts
volle Kandidatur und vermehrt beſonders die Ausſichten der
Demokraten.

Alle großen Neuyorker Zeitungen wenden ſich gegen die
neue Partei und Rooſevelt und ſein Vorgehen. Da es in
Amerika üblich iſt, daß jede Vereinigung den Namen irgend-
eines großen oder kleinen Tieres als beſondere Bezeichnung
führt, ſo hat ſich auch die neue Partei einen ſolchen zugelegt:
Sie nennt ſich großſpurig und ſtolz Bull Mooſe Elchhirſch,
und Rooſevelt hat ihr als Motto das ſiebente Gebot gewählt:
Du ſollſt nicht ſtehlen! An dieſes Aushängeſchild wird
ſich natürlich auch in der neuen Partei niemand kehren, denn
alle kapitaliſtiſchen Parteien Amerikas wetteifern
untereinander gegen dieſes Gebot!

Selbſtverſtändlich ſpekuliert der ehrgeizige Politiker und ge-
riſſene Demagoge Rooſevelt auf das Gefühl, um nicht zu
ſagen: Unverſtand der großen Maſſe, die er glaubt, mit einigen
liberal ſchillernden Phraſen für ſich einfangen zu können!
Darauf will er auch ſein Programm anlegen. Es ſoll, wie es
heißt, „von Grund aus fortſchrittlich ſein. Es wird in ihm
verlangt, daß die Regierung wieder in die Hände des Volkes
übergehen ſollte, ſtatt in den Händen einiger weniger bevor
zugter Perſonen zu bleiben. Es wird ſich für das Stimm-
recht der Frauen ausſprechen, für die Primärwahlen für
die Präſidentſchaft, direkte Wahl der Senatoren, Tarifreviſion
unter Leitung des Tarifamts, Kontrolle der Truſt durch eine
nationale Kommiſſion und Reviſion und ſtraffere Handhabung
der Geldumlaufgeſetze ohne Zentraliſierung des Kredits, die
als ungünſtig für den Aldrichſchen Entwurf eines Geldum-
laufgeſetzes angeſehen wird.

Auf dem Papier nimmt ſich das alles recht hübſch aus. Aber
in der Praxis kommt es auf eins hinaus, ob Taft oder Rooſe-
velt zum Präſidenten gewählt wird. Während ſeiner früheren
Präſidentſchaft hat der große Theddy die Truſts gleichfalls
nur mit dem Munde bekämpft. Wahre Freiheit kann auch
dem amerikaniſchen Volke nur der Sozialismus bringen!

Die Kämpfe in der demokratiſchen Partei.
Bryan und der Bürgermeiſter von Neuyork Gaynor ſind die
hauptſächlichſten Kandidaten für die Abſtimmung der demo-
kratiſchen Partei. Man erachtet es als ſicher, daß zwiſchen
den Konſervativen und den Fortſchrittlern der Partei ein
heftiger Kampf ſtattfinden wird, und daß die Konvention in
Baltimore über eine Anzahl Wahlbeanſtandungen zu ent-
ſcheiden haben wird. Der demokratiſche Parteitag zählt 1090
Abgeordnete.

Marokko.
Was die franzöſiſchen Expeditionen koſten. Der franzö-

ſiſche Unterſtaatsſekretär Geron der Berichterſtatter des
Budgets iſt, hat folgende Aufſtellung über Marokko gemacht:
Die Kredite, welche Frankreich für die marokkaniſchen Expedi-
tionen von 1907--1911 gewährt worden ſind, belaufen ſich auf
124 Millionen Frank. Wenn man dazu noch die Aus-
gaben der Miniſter des Aeußeren und der Marine rechnet,
ſo kommt man zu der Totalſumme von 140 Millionen.

London, 25 Juni. Daily Telegraph meldet aus Tanger:
Nachrichten, die aus Fez eingetroffen ſind, beſagen, daß der
Weg nach Tanger frei iſt, da die Kolonne des Generals Gou-
raut die aufſtändiſchen Marokkanerſtämme zurückgeworfen
hat. Nichtsdeſtoweniger dauern in der Umgegend der Haupit-
ſtadt die Angriffe der Araber fort. Die Stadt Wezze iſt von
neuem durch die Bergſtämme belagert worden.

China.
Die Lage in China iſt unverändert. Der Kampf der poli

tiſchen Parteien, ſich die Hilfe des Kabinetts zu ſichern, dauert
heftig fort. Es ſcheint, als ob die Macht der extremen republi-
kaniſchen Partei gebrochen iſt und die Stärke des konſervativen
Elements zunimmt. Der Präſident der Republik, der über
einen mächtigen Einfluß verfügt, könnte den Sieg für die
gemäßigten Parteien herbeiführen, doch würde er dann Ge-
fahr laufen, das Kompromiß zu zerſtören, welches zwiſchen
dem Norden und Süden zuſtandegekommen iſt, und würde
daher der ſeparadiſtiſchen Bewegung in Kanton Vorſchub

leiſten. Das Land iſt vollkommen ruhig. Wenn
man von einigen Meutereien abſieht, welche ſich da und dort
ereignen, kann man nur beſtätigen, daß das republika-
niſche Regime Wurzel gefaßt hat.

BVraunſchweig, 24. Juni. Die Braunſchweige Landes
zeitung meldet aus Berlin: Von dem deutſch- aſiatiſchen Ge
ſchwader ſind aus Tientſin insgeſamt drei Kanonenboote zum
Schutze der Deutſchen nach Kanton abgedampft.

Kleine politiſche Auslandsnachrichten.
Die ruſſiſche Duma wird durch einen Erlaß des Zaren

aufgelöſt und Neuwahlen ausgeſchrieben.
Die beleidigte Majeſtät. Gegen den öſter-

reichiſchen ſozialdemokratiſchem Reichsratsabgeordneten
Genoſſen Prokeſch hat das Polizeikommiſſariat in Mäh-
riſch- Oſtrau Strafanzeige „wegen Majeſtätsbeleidigung“
erſtattet, die Prokeſch bei einer Sonntag abend ſtattgefun
denen aber polizeilich aufgelöſten ſozialdemokratiſchen Ver
ſammlung begangen haben ſoll.

Aus der Partei.
Vom Parteihaushalt.

Von den Parteibeiträgen, die bei dem Unterzeichneten im
Monat Mai eingingen, verzeichnen wir die folgenden:

Duisburg-Mülheim, 3. Qu. 747,13, 18. hannov. Kr., 3. Qu.
49440, Köln Stadt und Land 3. Qu. 1811,08, Altkirch-Thann
3. Qu. 18,08, Darmſtadt-Gr.-Gerau, 3. Qu. 524,97, Hamburg
f. Binnenſchiffer 86,30, Kalau-Luckau, 3. Qu. 276,88. Oſchers-
leben-Halberſtadt, 1. und 2. Qu. 998,59, 2. ſächſ. Kr. a konto
1000, Goldberg-Liegnitz 351,06, Breslau-Land 428,44, Ober-
barnim 3.Qu. 135,04, 8. u. 10. ſchlesw.-holſt. Kr. 3. Qu. 2385,
Hanau-Gelnhauſen 3. Qu. 1525,06. Eßlingen 5. württ. Kr.
3. Qu. 644,45. Hanau-Gelnhauſen Reſt v. 3. Qu. 250,
SorauForſt 3. Qu. 404,52, Stendal-Oſterburg 3. Qu. 190,90.
PforzheimDurlach 2. Qu. 545,32. Oldenburg I 2. Qu. 232,
PotsdamOſthavelland 3. Qu. 502,56. Schleswig- Eckernförde
3. Qu. 202,72, Deſſau-Zerbſt 2. Qu. 718,05. Hannover a konto
3. Qu. 3000.--, Wolmirſtedt- Neuhaldensleben 3. Qu. 371,56,
Danzig-Stadt 279,66, Landsberg-Soldin 204,90. Brandenburg-
Weſthavelland 3. Qu. 807,98, Vochum-Gelſenkirchen 3. Qu.
1064,65. Bez. Oberlangenbielau f. 5 Kr. 3. Qu. (Waldenburg
513,18, Hirſchberg 161,831, Reichenbach-Neurode 306,12,
Striegau-Schweidnitz 450,27, Landeshut-Jauer 177,60). Sa.
1608,48, Cannſtadt 3. Qu. 1158,87, Karlsruhe-Bruchſal 3. Qu.
483,54, Pforzheim-Durlach 602,75. Frankfurt a. M. 3. Qu.
2048, Altenburg S.-A. 3766,24, Chemnitz 16. ſächſ. Kr. a
konto 3000, Wurzen-Oſchatz 11. ſächſ. Kr. 400, Lübeck
3. Qu. 1064,50. 14. ſächſ. Kreis 500,--. Ueberſchuß d. Vor
wärts pr. 1. Qu. 1912: 54 155,10. Berlin, Dr. L. A. 100,
München 1. u. 2. Qu. 3394,68, Aichach 149,52, Augsburg 298,80,
Jmmenſtadt 137,30, Regensburg 101,382. Braunſchweig 1. Kr.
3. Qu. 1358,01, Calw 158,03. Berlin, A. B. 50, H. H. 50,
SchwarzburgSondershauſen 3. Qu. 195,72, 11. Württ. Kr.
3. Qu. 92,53, Gr.-Berlin a konto ſeiner 8 Wahlkreiſe 15 000,
KottbusSpremberg 8. Qu. 3891,14.

Berlin, Juni 1912.
Für den Parteivorſtand:

J. V.: Otto Braun, Lindenſtr. 8.
Wir haben unter Nr. 7918, A. Geriſch, F. Ebert, O. Braun,

Berlin, Lindenſtraße 3, beim Poſtſcheckamt Berlin ein Poſt
ſcheckkonto und erſuchen daher dringend, alle Geldſen-
dungen mittels Zahlkarte auf unſer Poſt
ſcheckkonto zu bewirken. Es können darauf an jedem
Poſtſchalter Beträge bis 10 000 Mk. portofrei für uns einge
zahlt werden. Zahlkarten mit eingedruckter Adreſſe ſenden
wir auf Wunſch zu.

Landesparteitag für Sachſen-Altenburg.

Am 22. und 23. Juni wurde in Schmölln der Landes-
parteitag der ſozialdemokratiſchen Partei Sachſen-Altenburgs
abgehalten. Beſchloſſen wurde die Errichtung eines Partei-
ſekretariats für Sachſen-Altenburg. Zur Aufbringung der
Mittel für das Sekretariat ſoll der Monatsbeitrag für männ-
liche Mitglieder von 30 auf 40 Pf. und für weibliche Mitglieder
von 15 auf 20 Pf. erhöht werden.

Eine längere Ausſprache rief der unbefriedigende Verlauf
der diesjährigen Maifeier hervor. Folgende Reſolution
wurde angenommen: „Der Landesparteitag iſt der Anſicht,
daß die Maifeier als eine demonſtrative Maſſenaktion des
Proletariats zu betrachten und aufrecht zu erhalten iſt. Bei
Veranſtaltung der Maifeier haben ſich die Parteiinſtanzen mit
den Gewerkſchaftsinſtanzen alljührlich in Verbindung zu
ſetzen und dahin zu wirken, daß in Zukunft der Charakter der
Maifeier nach jeder Richtung hin in würdiger Form gewahrt
wird.“

So unbefriedigend wie der Verlauf der Maifeier wurde auch
der Verlauf des Frauentages dargeſtellt. Eine Reſolu-
tion erklärt es als Pflicht aller Parteivereine, unter den
Frauen, mehr als bisher geſchehen iſt, agitatoriſch zu wirken
und dafür Sorge zu tragen, daß die alljährlich ſtattfindenden
Frauentage zu wuchtigen Demonſtrationen geſtaltet werden.

Zum Vorſitzenden der Landesorganiſation wurde wiederum
Genoſſe Schuhmacher- Altenburg gewählt.

bie
Halle a. S.,

unser

beginnt Montag den 1. Juli.

Halle a. Saale. 9 Marktplatz 2 u. 3.
n

m

bekannte Sensation

rosser Inventur- Ausverkauf

O Erstklassige Qualitä:en. O Auffallende Preisermässigungen. O
ar

ausendfache Auswahl. O

S

a



Wir bringen
aus allen

Abteilungen
Waren

guter Qualität zu
ganz bedeutend
herabgesetzten

Preisen.

in unserem Hause

Hontag, den 1. Jul, vormittugs “26 Uhr.

Nähmaschinen
aller heff. Fabrikate, von 60 Mark an.

lung
blung.geparaiuren sehnen und bis

Karl Möller, Brüderſtraße da, el 4223.

5. 6.

S

Fussbälle
deutsches Fabrikat.

Unsere Marke „Rundum“ ist unäbertroffen.
Gute Rindleder Fussbälle

7.50 und 8.50 Mark.

C. F. Ritter, Halle a. S.,
Leipzigerstrasse 90.

Mitglied des Rabatt-Spar- Vereins.

Richard rlemming,
Halle g. S Schmeerſtraße 22.

e Anſtalt.Große uuewant, billigſte Preiſe

Zum Seihbstabfülien
Braunbier Liter 12*/ Pfo.
Weizenvier Liter 15 Pfg.

ab Brauerei oder durch meine
Ausliter Geſchirre täglich friſch.
Sehwemme Brauerei.

H. Böhlert“s
Roßschlächterei,

Glauchaerstrasse 75
(dicht an der Glauchaiſch. Kirche)

empfiehlt

Fleizch, Rouladen, Gebacktes,

Lepde, gekochten Schinken

ſowie alle Arten

S Wurstwaren
in bekannter Güte. D. O.

Kligem. Ronsumverein
für alle a. S. u. Umgeg.

(eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftptlicht).

Die Lagerhalterstelle
ist beset?t.

Allen Bewerbern besten Dank.
Die Verwaltung.

DOo o
Konumn 1. Nrodultiv-Cenogemcheft HaleTroſhe

e. G. m. b. H.

Lagerhalterstelle
iſt beſetzt. Allen Bewerben beſten Dank.

Die Verwaltung.
O

(Feaoten Sie Meer neuen Schaufenster: Grosse Ulrichstrasse 63n.

NUSSBAUM.
Gebr. Kroppenstädt,tModerne Sraut- Ausstattungen.

Su r T uu 4 2 2 94gcig J t 44e h arS renx al o e eP 3 un i

c

D. r Se S 7 S e SDieses geciegene oder Fpeiserimmer; in Eiche gebeizt,

kostet bei uns nur Mark 694, bestehend aus:
1 releh geschnitztes Büfett 1 relech geschnitzter Vmbau 1 Eiche-Ausziehtlsch
1 reich geschnitztes Kredenz 1 mod. Moquette-Diwan 4 Eiche-Lederstüdle
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Erscheint wöchentlich dreimal

Abrahlungs Geschäfte.

M. Thiele, Göbenstr. 1, p.

Markttags Verkaufst. a. Roland.

J Briketts, Kohlen J
Rich. Wolf. verläng. Königstrasse.

Drogen und Farben J
M. Raädler, Rannischestr. 2.

Rin- und Verkaufs Geschäfte
Str.A. Holland. a fenstrasse s

Eisen- und Stahlwaren J
F. Lindenhahn, Königstr. 8.

Eiserne Ofen e
Christian Glaser, Gr. Klausstr. 24
F. lindenbabn, Königetr. 8.

Blumenäüngerfadrikx uaä
Kranzhbinderei

rrrrrrae- und Nähmaschinen
r25x

Henry Klepzaig, Reilstr. 2.
h. Könnig, Gr. MArKerstr. S.
Oskar Wüstneek, L. Wuehererst. 59

[Hieischermeister, Wurstfabriken

J. Klostermann, Advokatenweg 27.
Frana Kunze, Burgstr. 59.

Aug. Mangold, re
Otto Ulbricht, Bäckerstr. 1.

Wegweiser für unsere einkaufenden Abonnenten
S Unsern Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. Erscheint wöchentlich dreimal
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Theodor Lüähr, Leipzigerstr. 94.

J Haus- und Küchengeräte

K. Kuekenburg, Rannischestr. 12.
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Preußiſche Regierung und
Geburtenrückgang.

Das preußiſche Miniſterium des Jnnern hat
ciuf Grund der jüngſten Ergebniſſe der Bevölkerungsſtatiſtik
einen Erlaß an die Regierungspräſidenten gerichtet, worin ſie
zu Erhebungen über die Urſachen des Geburten rück
ganges in Preußen aufgefordert werden. Nach Eingang
der Berichte der Regierungspräſidenten wird das Miniſterium
über die einzuleitenden Maßnahmen zur Verhinderung eines
weiteren Rückganges der Geburtenziffer beſchließen.
Jntereſſanten Aufſchluß über die Bevölkerungsbewegung

gibt der von der Medizinalabteilung des preußiſchen Miniſte-
riums des Jnnern bearbeitete Bericht über das Geſundheits
weſen des preußiſchen Staates. Nach dieſem Bericht iſt die
Geſamtſterblichkeit in Preußen mit 16,8 Todesfällen auf 1000
Einwohner auf die bisher niederſte Ziffer geſunken. Dagegen
hat die Geburtenziffer mit nur 30,83 Lebendgeborenen auf
1000 Einwohner noch weiter als in früheren Jahren abge-
nommen. Die Volksvermehrung war jedoch mit 581 465
wiederum höher als in den Vorjahren. Trotzdem der Ge-
burtenrückgangl Das Jahr 1910 zeigt gegen 1909 eine abſo-
lute Abnahme von 30 417 Geborenen. Jm Jahre 1901 kamen
noch 36,52 Lebendgeborene auf 1000 Einwohner, im Jahre 1910
nur noch 30,83. Jn dieſer Reihe von Jahren iſt es, abgeſehen
von einer Unterbrechung durch eine kräftige Aufwärtsbe-
wegung 1904 und einem kleinen Aufſtieg 1906, mit dem
Prozentſatz der Geburtenziffer ſtetig bergab gegangen. Auch
für das Deutſche Reich iſt ein allmählich zunehmender Ge-
burtenausfall feſtgeſtellt worden. Auf 1000 Einwohner fielen
hier 1876: 42,6, 1890: 38,3, 1907: 33,2, 1910: 30,7 Geburten.
Jm Jahre 1910 machte ſich zudem nicht bloß ein prozentueller,
ſondern abſoluter Rückgang der Geburten im Deutſchen Reiche
bemerkbar, indem die Zahl der Geburten diesmal zum erſten-
mal ſeit 13 Jahren weniger als zwei Millionen
betrug.

Die Sterblichkeitsziffer hat ſich dagegen, wie ſchon
geſagt, gebeſſert. 1875 ergab ſich in Preußen noch eine Sterb-
lichkeitsguote von 26,3 Perſonen auf 1000 Einwohner, für
1910 von nur noch 16,3. Entſprechende Zahlen für das Reich
ergeben folgende abſteigende Linie: 1876: 29,3; 1881: 26,9;
1891: 24,7; 1906: 21,8; 1908: 19,0; 1910: 17,1. Zwar macht ſich
auch in den anderen Kulturſtaaten ein Rückgang der Sterb-
lichkeit bemerklich, aber doch bei weitem nicht in ſo großem
Maßſtabe wie bei uns.

Zu dieſer Statiſtik nimmt nun die offiziöſe Nordd. Allgem.
Zeitung in ihrem Wochenrückblick Stellung. Sie bemerkt zu-
nächſt zu dem Geburtenrückgang, daß die preußiſche Regierung
die eingangs angedeuteten Erhebungen angeordnet hat, und
ſagt dann weiter:

„Ohne den Ergebniſſen der Unterſuchuüngen vorgreifen zu
wollen, laſſen ſich doch über die allgemeinen Urſachen des
Geburtenrückganges aus der Kenntnis des praktiſchen
Lebens einige Mutmaßungen hegen. Jn erſter Linie dürfte
das Problem ſozialer, nicht phyſiologiſcher Natur ſein. An
eine einſetzende Erſchöpfung der Raſſe zu denken, liegt
keinerlei Anhaltspunkt vor. Man hat ein ſoziales Geſetz
formuliert, wonach ſteigender Wohlſtand von ſinkenden Ge-
burtsziffern begleitet iſt. Ebenſo lehrt die geſchichtliche Er
fahrung, daß die höhere Ziviliſation und Kultur den Drang
des Jndividuums zu ſelbſtändiger und möglichſt unbeengter
Entfaltung, und zwar häufig auf Koſten der Fortpflanzung
ſteigert. Das Anwachſen der Anſprüche an das Leben in
idealer Konkurrenz mit der zunehmenden Kompliziertheit
und Unſicherheit des Lebens mag dazu führen, den Zuwachs
der Familie als Laſt zu empfinden. Wir brauchen bloß
einen Blick auf die Wohnungsverhältniſſe der Großſtädte
zu werfen, in denen viele Hausbeſitzer aus Eigennutz und
Bequemlichkeit Kinderloſigkeit oder geringe Kinderzahl oft
genug zur Vorausſetzung bei Abſchluß des Mietskontraktes
machen, um die Schwierigkeiten zu erkennen, die kinder-
reichen Familien bei dem engen Zuſammenwohnen in den
Städten auf Schritt und Tritt begegnen. So iſt das Woh-
nungsweſen, dieſes ebenſo ſchwierige, wie wichtige ſoziale
Problem, ſicherlich in hervorragendem Maße auch an der
Frage des Geburtenrückganges beteiligt. Allerdings beruht
das ſog. Zweikinderſyſtem, wie es in Frankreich in ſo ver
hängnisvoller Weiſe um ſich gegriffen hat, nicht bloß auf
ſozialen und ökonomiſchen, ſondern auch auf ethiſchen
und pſhchologiſchen Urſachen. Wer dieſe zu beſeitigen oder
einzuſchränken wüßte, würde auch der Folgeerſcheinung, der
abſichtlichen Kinderbeſchränkung, erfolgreich zu Leibe gehen.
Erfahrungsgemäß iſt ſolchen allgemeinen Erſcheinungen der
Bevölkerungsbewegung mit den doch immerhin beſchränkten
ſtaatlichen Mitteln nicht leicht beizukommen. Die Gefahr
liegt nahe, daß nur auf Symptome kuriert, das Uebel aber
nicht an der tieferſitzenden Wurzel erfaßt wird. Jedenfalls
aber dürften ſich für den Fall der Not zwei Reihen von
Ab wehrmaßnahmen als notwendig erweiſen, ſolche ökono-
miſcher und ſozialer Natur und ſolche der Belehrung und
Volkserziehung, wozu u. a. auch eine ſchärfere Ueberwachung
mancher Anpreiſungen von Geheimmitteln und eine ſohſte-
matiſche Propaganda gegen malthuſianiſche Tendenzen ge-
hören dürfte. Die Statiſtik legt die Vermutung nahe, daß
an dem Sinken der Geburtenziffern in erſter Linie die
ſtädtiſche Bevölkerung die Schuld trägt. So tritt hier die
Leutenot und die Abwanderung vom Lande in die Stadt
in anderer Form als Bevölkerungsproblem wieder auf und
die Zweckmäßigkeit, ja Notwendigkeit der inneren Koloni-
ſation tritt auch hier in den Vordergrund. Für die Groß-
ſtädte aber wäre in erſter Linie durch Förderung der
Gartenſtadtbewegung, gemeinnütziges Bauweſen, Ausbil-
dung der Verkehrsmittel Abhilfe anzuſtreben. Zur Vervoll-
ſtändigung iſt noch darauf hinzuweiſen, daß nicht bloß die
Fruchtbarkeit der Ehen, ſondern auch die Häufigkeit der
Eheſchließungen ſeit 1906 eine fortdauernde Verminderung

ren hat.“ rerkg r Bermindertng der Sterblichkeitsziffer ſieht das Re

gierungsorgan nur das Ergebnis der unausgeſetzten Be
mühungen der Mediziner, Hygieniker und praktiſchen Spezia-
liſten. Es ſagt: „Der Prophylaxe gegen Krankheiten, der
hygieniſchen Verbeſſerung der Städte, der Verſorgung der
Bevölkerung mit Aerzten und Krankenhäuſern, den Fort-
ſchritten der Wiſſenſchaft ſelber und nicht zuletzt der ſtaat-
lichen Arbeiterfürſorge, die ſich mehr und mehr auf vor-
beugende Maßnahmen gegen Krankheiten und Verletzungen
der Arbeiter richtet, haben wir dieſe Wunder zu danken.
Jmmerhin iſt hier noch ein weites und reiches Arbeitsfeld
gegeben. Die Säuglingsſterblichkeit iſt noch immer groß und
bedarf noch weiterer umfaſſender und energiſcher Gegen-
maßnahmen.

Das Kanzlerblatt hebt alſo die ſtaatliche Arbeiterfür-
ſorge als günſtig für die Bevölkerungsbewegung hervor.
Die Arbeiterfürſorge erfolgt aber auf Grund der ſozialen
Geſetzgebung, für die die Sozialdemokratie die
treibende Kraft war und iſt, während die Arbeiterfeinde mehr
oder weniger heftige Gegner der ſtaatlichen Arbeiterfürſorge
ſind. Die kulturfördernde Tätigkeit der Sozialdemokratie
wird alſo hier einmal, wenn auch indirekt, offiziell anerkannt!

Das offiziöſe Blatt hätte aber, wenn es offen und ehrlich
hätte ſein wollen, noch weiter gehen und in ſeiner Aufzäh-
lung vor allem die Wirkſamkeit der Arbeiter-
organiſationen anführen müſſen. Wird nicht durch die
Verkürzung der Arbeitszeit, durch die Erhöhung der Löhne,
durch die Verbeſſerung der Arbeits- und Lohnbedingungen, durch
Unterſtützungen bei Arbeitsloſigkeit und Not, durch Aufklärung
über die ſozialen Schäden uſw. der Sterblichkeit in früheren
Lebensjahren entgegengetreten? Aber auch hier finden wir
Regierung und Unternehmertum Arm in Arm gegen die
Arbeiterſchaft. Anſtatt dieſe kulturfördernde Arbeiterbewe-
gung nach Kräften zu unterſtützen und zu pflegen, werden alle
Hebel angeſetzt, um ſie lahmzulegen, ja um ſie durch ein
Zuchthausgeſetz zu knebeln.

Aber freilich, um mehr Verſtändnis für die moderne Ar-
beiterbewegung und ihre kulturfördernden Beſtrebungen zu
haben, da müßte die Regierung etwas mehr ſein als der Ver-
waltungsausſchuß der herrſchenden Klaſſen

Gewerkſchaftliches.
Die Ausſperrung der Metallarbeiter in Hannover.
Auf Vorſchlag des Deutſchen Metallarbeiterverbandes, dem

der Geſamtverband Deutſcher Metallinduſtrieller zugeſtimmt
hatte, bildeten beide Parteien eine allgemeine Ver-
handlungskommiſſion, zu der je ein Vertreter des
Geſamtverbandes Deutſcher Metallinduſtrieller und des Deut-
ſchen Metallarbeiterverbandes als Berater hinzugezogen
wurde. Die Arbeiter verſtändigten ſich, daß die Hirſch-Dunker-
ſchen Gewerkvereine ein Mitglied zu der ſiebengliedrigen Ar-
beiterkommiſſion ſtellen ſollten, das auch die chriſtlichen Ge-
werkſchaften zu vertreten hat.

Am Sonnabend, den 22. d. M., vormittags begannen die
Verhandlungen, und dehnten ſich bis 356 Uhr nachmittags aus,
ergeben aber keine Zugeſtändniſſe der Unternehmer in der
Frage der Arbeitszeit. Die Arbeitervertreter mußten des-
halb erklären, daß die Unternehmervorſchläge kaum von den
Arbeitern angenommen werden würden. Sie machten Gegen-
vorſchläge, wonach die Arbeitszeit pro Woche noch eine halbe
Stunde verkürzt wird. Die Unternehmer blieben auf 57
Stunden pro Woche beſtehen. Jn der Lohnfrage ſcheint eine
Verſtändigung möglich zu ſein. Nach Beendigung der Ver-
handlung ordnete der Geſamtverband Deutſcher Metallindu-
ſtrieller am Sonnabend die Ausſperrung in den Bezirksver-
bänden Magdeburg und Halle a. S. an. Schätzungs
weiſe ſind in Magdeburg rund 7000 bis 8000 Perſonen
ausgeſperrt, in Hannover rund 7000 Perſonen.

Die ſtreikenden und ausgeſperrten Arbeiter in Hannover
nehmen im Laufe der Woche zu dem Verhandlungsreſultat
Stellung. Die gewaltſame Störung des Wirtſchaftslebens
in der Provinz Hannover und Sachſen durch Schuld der
Metallinduſtriellen wird längere Zeit andauern.

Der Streik der franzöſiſchen Seeleute
iſt vollſtändig in Marſeille, Havre, Dünkirchen,
Toulon und Celle. Jn Bordeaux iſt die Mehrheit der
Seeleute in Streik getreten. Der Streik dehnt ſich auch auf
die kleineren Häfen aus. Die Regierung war erſt geneigt,
den Unternehmern durch Bereitſtellung von Mannſchaften der
Kriegsmarine zu Hilfe zu kommen. Die Furcht vor den poli-
tiſchen Konſequenzen, angeſichts der infolge der Wahlreform
aufſäſſigen Radikalen, hielt ſie jedoch vor einer offenen Par-
teinahme zurück. Sie machte alſo den beiden Parteien einen
Schiedsgerichtsvorſchlag, wohl in der Annahme, daß die Unter-
nehmer akzeptieren. Die Seeleute ablehnen würden. Jm
Jahre 1909 iſt nämlich infolge des Streiks durch miniſterielles
Dekret ein parmanentes und obligatoriſches Schiedsgericht ver-
ordnet worden. Das jedoch nie funktionierte, weil die See-
leute, die darin eine Beſchränkung ihres Koalitionsrechts er-
blickten, es ablehnten, dazu Delegierte zu beſtimmen. Das
Nationalkomitee der Förderation der Seeleute hat am Sonn-
abend zu dem Vorſchlage der Regierung Stellung genommen
und ihn im Prinzip akzepkiert, jedoch mit dem Vorbehalt,
daß der Schiedsſpruch den Streikenden zur Abſtim mung
unterbreitet werde, wenn er nicht einſtimmig gefaßt
wird. Auf die Frage des Miniſters des Jnnern, ob die Arbeit
ſofort aufgenommen würde, wenn das Schiedsgericht zuſtande
käme, erklärten die Delegierten, dazu noch keine Stellung ge-
nommen zu haben.

Die Unternehmer haben den Vorſchlag abgelehnt, an-
geblich weil die Seeleute ſich dem obligatoriſchen Schiedsver-
fahren nicht unterworfen haben und weil ſie den Schiedsſpruch
den Streikenden zur Abſtimmung unterbreiten wollen. Eine
Geſellſchaft, die Compagnie des Meſſageries Maritinos, hat
das Schiedsverfahren jedoch angenommen. Die Unternehmer
in Breſt haben ſich bereits ſeit einigen Tagen mit den See-
leuten geeinigt, ebenſo einige kleinere Unternehmer in ver
ſchiedenen Häfen.

Die Regierung hat vorläufig beſchloſſen, den Poſtverkehr
mit Algerien, Tunis und Korſika durch die Kriegsmarine
zu beſorgen. Weitere Maßregeln dürften noch bevorſtehen.
Bis jetzt iſt die Lage des Streiks günſtig.

nene

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver-
miſchtes Karl Bock, Lokales und Provinzielles: Wilhelm
Koenen, beide in Halle.
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Sprechſtunde der Redaktion von 212 bis 251 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 25. Juni 1912.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Die geſtrige Sitzung der Stadtverordneten hat wichtige Be-

ſchlüſſe über den
Ausbau der Straßenbahn

gefaßt. Zunächſt wurde das Projekt der Verlegung einer
Straßenbahnlinie nach Büſchdorf behandelt. Die weſent-
lichen Grundzüge dieſer Vorlage haben wir geſtern bereits
mitgeteilt. Der Etatsausſchuß empfahl die Annahme des
Vertrags mit Büſchdorf.

Stadtv. Höſchele hielt eine mit Heiterkeit aufgenommene
Philippika gegen den Vertrag. Er meinte, man dürfe nicht
auf 40 Jahre einen Vertrag abſchließen, der den Zehnpfennig-
tarif feſtſetze. Die Stadt ſolle überhaupt nicht ſolche Geſchäfte
machen. Man wiſſe doch nicht, ob man in 30--40 Jahren für
10 Pfennig überhaupt noch eine ſolche Strecke fahren laſſen
könne. Der Oberbürgermeiſter wandte ſich wieder-
holt gegen dieſe Ausfälle, aber Herr Höſchele ließ ſich nicht
ſchrecken, er ging jetzt ſogar ſoweit, zu fordern, daß die Stadt
das Geſchäft auf alle Fälle der Straßenbahnaktiengeſellſchaft
überlaſſen ſolle. Eine ganze Reihe Stadtverordneter wandte
ſich kurz gegen die Anſichten Höſcheles, da ſie meinen, daß die
Elektrizität dauernd billiger, und ſo ein Fünfpfennigtarif eher
möglich ſei, als eine Erhöhung des Fahrpreiſes. Die Vor-
lage wurde ſchließlich nach einer längeren Diskuſſion mit gro-
ßer Mehrheit angenommen. Sehr viel lebhafter
war aber noch die Debatte über die Umlegung und Ver-
längerung und den Ausbau der Linien A und B. Die Stadt-
verordneten haberk ſich über dieſes Projekt in der vorigen
Sitzung ſchon eingehend unterhalten. Der weſentlichſte Jn-
halt der Magiſtratsvorlage, die 222 500 Mark Koſten er-
ſordert, iſt der folgende:

Der Magiſtrat empfiehlt im Jntereſſe einer raſcheren und
beſſeren Abwicklung des Bahnverkehrs, die Linie B (Bahnhof-
Poſt-Friedrichſtraße-Kröllwitz) vom Friedrichsplatz ab nicht
mehr über Friedrichſtraße und öſtlichen Mühlweg, ſondern
durch die Albrechtſtraße nach der Bernburger Straße
und von da durch den weſtlichen Mühlweg und die Burg-
ſtraße zu führen, dagegen die Linie A (Bahnhof-Marktplatz-
Zoologiſcher Garten) vom Mühlweg ab durch die Bernburger-
und Richard-Wagner-Straße und von dort aus nicht mehr
durch die Triftſtraße, ſondern zunächſt weiter durch die
Richard-Wagner-Straße und dann durch die Gr. Brunnen-
ſtraße zu leiten. Ferner iſt unbedingt notwendig, den ein-
gleiſigen Betrieb in dem zwiſchen Gr. Brunnen- und Fähr-
ſtraße belegenen Teil der Burgſtraße durch einen zweigleiſigen
zu erſetzen, einen ſolchen auch in der Seebener Straße
zwiſchen Wittekindſtraße und Angerweg herzuſtellen und
außerdem noch vor der Saalſchloßbrauerei und dem Zoolo-
giſchen Garten ein drittes Gleis zur Aufſtellung von Sonder-
wagen einzubauen.

Der Bau und Finanzausſchuß haben gemeinſam die Ab-
lehnung des in der Vorlage gemachten Vorſchlages auf Um-
legung der Linie Friedrichſtraße-Bernburgerſtraße empfohlen.
Sie ſind der Anſicht, daß die alte Linie ſich bewährt habe,
und deshalb durch die neue Linie unnütze Koſten entſtehen
würden.

Zu der Debatte über dieſe Angelegenheit war auf Beſchluß
der Direktor des Elektrizitätswerkes, Herr Jung, eingeladen
worden. Herr Direktor Jung betonte, daß der zwei-
gleiſige Ausbau der Straßenbahnen dringend nötig ſei,
um ſtets einen flotten ungeſtörten Betrieb zu ſichern. Herr
Jung ſuchte nun eingehend nachzuweiſen, daß die Linie
Albrechtſtraße-Bernburgerſtraße viel beſſer als die Strecke
Friedrichſtraße- Mühlweg für den Ausbau der Bahn geeignet
iſt. Es würden eine Anzahl Weichen geſpart, und der not-
wendige zweigleiſige Ausbau ſowie das Fahren größerer
Wagen würde an der Ecke Friedrichſtraße- Mühlweg überhaupt
nicht möglich ſein. Ein beſonderer Vorteil wäre noch, daß bei
Umlegung der Linie in die Albrechtſtraße endlich der Fried-
richsplatz nicht mehr in der gefährlichen Weiſe
von der Bahn durchfahren werde. Die Koſten der
Umlegung ſeien keine außerordentlichen, da die Gleiſe in der
oberen Friedrichſtraße ohnehin auf Drängen der Aufſichts-
behörde vollſtändig erneuert werden müßten.

Stadtv. Pfautſch ſprach für dieſe Anſicht, da der Ausbau
durch die Albrechtſtraße auch einen raſcheren Betrieb und er
heblich höhere Einnahmen bringen werde.

Die Stadtvv. Schulze, Gieſe meinen, daß die Durch-
führung des zweigleiſigen Betriebes nicht möglich ſei wegen
der Schwierigkeiten in der inneren Stadt. Dem ſchloß ſich
Herr Höſchele an, während die Stadtvv. Hos, Hülle-
mann und der Oberbürgermeiſter ſich ausführlich für die
Magiſtratsvorlage ausſprachen.

Stadtv. Beuche ſprach noch gegen die Führung der Vahn
durch die Brunnenſtraße, gegen die er aus mancherlei Gründen
Bedenken hat.

Stadtv. Em mer erſuchte nochmals, daß der Magiſtrat den
Hausbeſitzern in der Gr. Brunnenſtraße nach der Verlegung
der Straßenbahn die Straßenausbaukoſten dadurch erlaſſen
ſoll, daß er die Brunnenſtraße für hiſtoriſch erklärt.

Die ganze Vorlage wurde ſchließlich nach den Vorſchlägen
des Magiſtrats mit der Linienführung Albrechtſtraße-Bern-
burgerſtraße und Vrunnenſtraße angenommen.

Anlaß zu einer längeren Debatte gab dann noch die geſtern
von uns ſchon ausführlich mitgeteilte Vorlage über die

Erhöhung der Eintrittspreiſe des Stadttheaters.
Bekanntlich ſoll von jedem Beſucher das Garderohegeld

gleich mit dem Billettgeld erhoben werden. Zweitens will
man die Preiſe für die weniger begehrten hinteren Plätze
des 2. und 3. Ranges ſowie der Galerie bei Volksvorſtellungen
billiger geſtalten als die Preiſe der übrigen Plätze. Und
drittens ſollen die Tageskaſſenpreiſe erhöht werden. Der
Referent des Ausſchuſſes, Stadtv. Borges, führt dazu aus:
Der Theaterdirektor hat in der vorigen Saiſon einen Verluſt
von 14000 Mk. gehabt; allerdings liegen darin Mehrkoſten für
das Orcheſter mit 7000 Mk. Der Rückgang iſt veranlaßt durch
die drückende Konkurrenz der Kinos. Die Hauptſchuld trage
aber noch der „Fehler“, daß man die Abonnementspreiſe im
Vorjahre erhöhte, die Tageskaſſenpreiſe aber beſtehen ließ. Da-

durch wurde die Spannung zwiſchen Abonnement und Tages
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kaſſenpreis zu gering, ſo daß der Anreiz zu abonnieren fehlte.
Die Preiserhöhung ſoll jetzt nur für die beſſeren Pläte in
Kraft treten. Schaffe man dem Direktor richt eine Einnahme,
ſo werde der künſtleriſche Stand des Theaters herabgedrückt
werden.

Die Stadtvw. Reuß, Kobe und Neſſe hegten Zweifel
daran, daß wirklich eine ſo große Unterbilanz eingetreten ſei.
Sie wandten ſich gegen die Preiserhöhung. Einesteils, weil
man keine Veranlaſſung habe, dem Direktor Richards, wenn er
wirklich einmal zugeſetzt habe, gleich noch ein Entgegenkommen
zu den früheren zu bringen. Andernteils iſt man der Anſicht,
daß nicht durch Preiserhöhungen, ſondern nur durch Preis-
ermäßigungen die Leute wieder aus den Kinos in das Theater
hinübergezogen werden könnten.

Stadtv. Em mer wendete ſich dagegen, daß der Vertrag alle
Jahre geändert werde. Herr Richards habe bisher ſo gute Ein-
nahmen gehabt, daß er auch in einem Jahre einnigl zuſetzen
könne. Die Teuerung hat auf alle Geſchäftszweige und
Familien ſchwer gedrückt und ſo mußte auch der Theatecr-
direktor natürlich darunter leiden. Es iſt ganz beſonders zu
verwerfen, daß auch die Aermſten der Armen zu den
höheren Preiſen herangezogen werden ſollen. Denn
wenn jetzt 10 Pfennig Garderobegeld beim Kaſſenpreis mit er
hoben werden, ſo ſei das eine Preiserhöhung, da die Beſucher
der billigſten Plätze ihr bißchen Garderoben bisher unter den
Arm nahmen. Jm übrigen habe man keine Veranlaſſung, ge
rade dem Herrn Richards aufzuhelfen. Der Herr bezahle ſeine
Angeſtellten ſo niedrig wie möglich, und zeige nie Entgegen-
kommen. Redner erſuchte um Ablehnung der ganzen Vorlage.

Der Oberbürgermeiſter betonte, daß es nicht auf Herrn
Richards Jntereſſen ankomme, ſondern darauf, daß das Theater
ſo auf der Höhe bleibe, künſtleriſch wie finanziell, daß ſich ſpäter
noch zuſagende Pächter finden.

Nach einer weiteren Diskuſſion wurde in der intereſſanten
Abſtimmung die Erhöhung der Tageskaſſenpreiſe
mit 22 zu 15 Stimmen beſchloſſen. Bei der Abſtim-
mung über den Antrag, das Garderobegeld gleich mit dem
Billettgeld zu erheben, ſtanden 17 gegen 17 Stimmen. Da der
verhandlungsführende ſtellvertretende Vorſteher Föhring dafür
geſtimmt hatte, gab ſeine Stimme den Ausſchlag für die Magi-
ſtratsvorlage.

Damit hat man den Gaul recht draſtiſch am
Schwanze aufgezäumt. Die 3. Rang- und Galerie-
beſucher ſind fortan gezwungen, das bisher meiſtens erſparte
Garderobengeld in einem erhöhten Billettpreis zu zahlen. Die
Folge dieſes Preisaufſchlages wird ſein, daß man die Leute,
die man doch gerade aus den Kinos ins Theater ziehen wollte,
nun leider noch mehr in die billigen Kinos treibt. Einen
genialeren Streich zur Bekämpfung der Kinoſeuche“
könnte man auch in Schöppenſtedt nicht mehr fertig bringen, die
Herren Borges, Föhring und Dr. Rive verdienen dafür wirklich
die wärmſte Freundſchaft der Kinobeſitzer und die Verdienſt-
medaille für Kunſt und Wiſſenſchaft. Arme Kunſt- und Schul-
ſtadt Halle!

Zugeſtimmt wurde auch folgenden Vorlagen, die keine oder
nur geringe Debatten veranlaßten. Man beſtellte zu ſtändigen
Stellvertretern des Vorſitzenden des am 1. Juli 1912 zu er
richtenden Verſicherungsamtes gemäß S 36 Abſ. 3 R.-V.-O. den
Gerichtsaſſeſſor Deicke und den Magiſtratsaſſeſſor Wurm.

Die Stadtverordneten- Verſammlung beſchloß weiter zu ge-
nehmigen, daß die drei unbeſetzten Lehrerſtellen an den evange-
liſchen Volksſchulen mit dem 1. April 1912 eingezogen werden.
Da es an Klaſſenzimmern fehlt, hat die Rektorenkonferenz be-
ſchloſſen, lieber einige ſtark beſetzte Klaſſen zutragen, als noch ch fliegende Klaſſen, d. h. ſolche
Klaſſen einzurichten, die keine eigenen Klaſſenzimmer beſitzen.
Es ſind zurzeit elf fliegende Klaſſen hier vorhanden. Wie die
vorgelegten Berichte der Rektoren nachweiſen, werden jetzt
unſere 360 Klaſſen der evangeliſchen Volksſchulen von 18 204
Kindern beſucht, ſo daß auf eine Klaſſe durchſchnittlich 50,36
Kinder kommen. Mehr als 57 Kinder ſind in keiner Klaſſe
vorhanden. Wenn die Lehrerſtellen unbeſetzt bleiben und nicht
eingezogen werden, müſſen für ſie die nicht unbedeutenden Bei-
träge an die Alterszulage- ſowie an die Witwen und Waiſen-
kaſſe für das laufende Jahr bezahlt werden.

Weiter wurde beſchloſſen, in der Frauenſchule den Raum vor
dem Vortragsſaale zum g 3 einzurichten und
zu dieſem Zwecke 575 Mk. und zur Anſchaffung von Büchern
für die Schülerinnenbibliothek der Frauenſchule 300 Mk. zur
Verfügung zu ſtellen. Nach dem von der Stadtverordneten
Verſammlung genehmigten Projekt für den Bau des neuenSammlers ligerplab-Weidenp la Berlinerſtraße ſoll der auf

dieſer Strecke vorhandene alte Sammler in Betrieb gehalten
werden. Der vorgelegte Koſtenanſchlag ſieht Mittel für die
Reparatur des alten Sammlers nicht ausdrücklich vor, eine
ſolche iſt aber unvermeidlich. Die Koſten von 11800 Mk. werden
bewilligt. Da auf einer kurzen Strecke der oberen Gr. Stein
ſtraße noch ein Tonrohrkanal herzuftellen iſt zur Aufnahme der
Abwäſſer der Grundſtücke Nr. 42 bis 44, wurden die Koſten,
1400 Mk. bereitgeſtellt. Nachdem die erſte Vorlage des Magi-
ſtrats über den Erweiterungsbau des Alters- und Pflegeheims
urückgezogen war, wurde vom Hochbauamt der irrt und

Koſtenanſchlag nochmals eingehend geprüft und umgearbeitet.
Der Koſtenanſchlag ſchließt nunmehr für die eigentlichen Bau-
koſten und Nebenanlagen zuſammen mit 629 000 Mk., für die
innere Einrichtung (Mobiliar, Wäſche, Kücheneinrichtung uſw.)
mit 131 000 Mk. ab, dazu kommen für den Verbindungsgang
15 000 Mk., es werden alſo im ganzen 775 000 Mk. gefordert.
Die Summen wurden bewilligt.

Jn Uebereinſtimmung mit dem Kuratorium der Gas und
Waſſerwerke beſchloß die Verſammlung, die nach den vorge
legten Koſtenanſchlägen auf dem Gaswerk I a Hoch
bauten zu genehmigen und die erforderlichen Koſten in der
anſchlagsmäßigen Höhe von 274 500 Mk. aus Anleihemitteln zu
bewilligen. In dieſem Jahre iſt die Rob.FranzStraße von
der Burgbrücke bis zur r irſezte neu gepflaſtert worden. Die
Reſtſtrecke bis zur Mansfelderſtraße iſt außerordentlich t.
Die Neupflaſterung wurde bisher im weſentlichen deshalb nicht
vorgeſchlagen, weil auch gleichzeitig eine Mauer gegen denS aben nötig wird. Nachdem nunmehr feſtſteht, daß eine
Sta tholle auf dem Grundſtück des Pfälzer Schießgrabens nicht

errichtet wird, alſo die Führung einer Straßenbahn durch die
Robert-Franz-Straße mutmaßlich auf lange Zeit ausgeſchloſſen
iſt, kann von Herſtellung einer r ſtand genommen
werden. Der ſofortigen Ausführung der Neupflaſterung ſtehen
ſomit Bedenken nicht mehr entgegen. Die Koſten der Neu-
pflaſterung wurden in Uebereinſtimmung mit der Baudepu-
tation mit 82 800 Mk. bewilligt. Der Konditoreibeſitzer Karl
Zorn hierſelbſt errichtet auf ſeinem Grundſtück Leipziger-
ſtraße Nr. 93 einen Neubau. Nach der planmäßigen Flucht-
linie entfällt eine 19 Quadratmeter große Fläche zur Straße.
Da der Herr aber 60 Mk. pro Quadratmeter verlangt, wurde
Enteignung beſchloſſen. Auf Antrag des Kuratoriums der Gas
und Waſſerwerke wurde beſchloſſen, in einer Reihe von Straßen
r en mittels Preßgas einzurichten Zuerſtoll die rin in der Oleariusſtraße, Kleinen

er r Alten Promenade und demParadeplatz en an Die hierzu erforderlichen Mittel in
Höhe von 15 500 Mk. ſollen dem Reſervefonds der Gaswerke
entnommen werden. Die StadtverordnetenVerſammlung ge-
nehmigte weiter, daß dem Schreberverein Halle-Süd für die
Aufnahme von 40 bedürftigen und ſchwächlichen Schulkindern in
feine Milchkolonie während der Sommerferien 1912 200 Mk.

hlt werden. Die Rektoren der im Süden gelegenen Volks-Wien ſollen die Kinder auswählen. Beſchloſſen wurde, die

im Februar 1912 angekauften Ackerpläne 28, 29 und 30 an der

r er eu re en jährliPahegins von 40 Mk. pte l7 unter den b chen v
dingungen an die Firma Gebrüder Nagel zu verpachten.

Jn der geſchloſſenen Sitzung beſchäftigte ſich das Kollegiumwieder mal mit der Ange ßeit eines rwehrmanns. Der
Feuerwehrmann Müller bittet um Bewilli
alterszulage. Er i ſeit 121 Jahren als erwehrmann der
Stadtgemeinde Halle angeſtellt und durch Anſtellungsurkunde
vom 16. Jannar 1908 für die Zeit vom I. April 1 ab auf
Lebenszeit in der Eigenſchaft als Gemeindebeamter.
Nach ſeiner Anſtellungsurkunde iſt ihm eine Gehaltsſteigerung
von drei zu drei Jahren zugeſichert. Dieſe Gehaltszulage be
trägt zurzeit 100 Mk. pro W Am 1. April d. J. war eine
dieſer Gehaltsſteigerungen fällig. Sie iſt ihm aber nicht ge
währt, vielmehr bis auf weiteres entzogen worden. Jn ſeiner
Petition erſucht Müller das Kollegium, einen Beſchluß G aſſen,
demzufolge der Magiſtrat ihm vom 1. April ab ſein Gehalt in
dem erhöhten Betrage zu zahlen hat, und ferner ihm der Be

trag, um den er bei der letzten zu kurz gekommen iſt, nachzuzahlen ſei. Er weiſt ferner darauf hin, da
er durch gewiſſenhafte und aufopfernde Pflichterfüllung ſich das
Vertrauen ſeiner Vorgeſetzten erworben, und bei ſeiner langen
Dienſtzeit einen in jeder Beziehung berechtigten Anſpruch auf
die Gehaltserhöhung habe. Der Referent Stadtv. Kühme
plädiert in ſeinem Referat für h der Petition,
weil Müller ſich habe diſziplinwidriges Verhalten gegen Vor-
geſetzte zuſchulden kommen laſſen. Er ſei u mit
Arreſt beſtraft, habe ſich beſchwerdeführend an den Regierungs-
präſidenten gewandt, der ihn ablehnend beſchieden habe, und
zum Schluß habe ſich Müller noch erdreiſtet, zu Protokoll zu
geben, daß ſeine Vorgeſetzten mehr wie einmal im Dienſte ſich
haben Unregelmäßigkeiten zuſchulden kommen laſſen. Dieſe
letzte Tat habe dem Faß den Boden ausgeſchlagen und daher ſei
es gerechtfertigt, daß dem Müller wenigſtens auf eine Zeitlang
die Dienſtalterszulage verweigert werde. Wenn das Kollegium
anders beſchließe, dann ſei zu befürchten, daß die ganze en
wehr in Unordnung komme. (Aus den Reihen der Sozialdemo-
kraten ertönt ein Hu, Hul) Von unſern Genoſſen wurde
geltend gemacht, daß die Verweigerung der Zulage, nachdem
ſchon Arreſtſtrafe diktiert worden ſei, nicht nur eine doppelte
Beſtrafung für ein und dasſelbe Vergehen bedeute, ſondern es
ſeien auch Stockſchläge auf den Magen, die nicht nur Müller
ſondern auch ſeine Familienangehörigen bitter empfinden wür-
den; man möge der Petition Folge geben, zumal das Verhält-
nis der Vorgeſetzten zu den Feuerwehrleuten ein etwas
eigenartiges zu ſein ſcheine. Dieſe Ausführungen riefen
den Oberbürgermeiſter, der gleichfalls für Ablehnung des
Petitums eintrat, und den Vertreter der Beamtenpartei
Hüllemann auf den Plan. Herr Hüllemann wandte ſich in
recht verärgerter Stimmung gegen unſere Genoſſen und meinte,die Sogiaibemofratie verlange doch von ihren Anhängern auch
Diſziplin und wer dieſem Verlangen nicht nachkomme, der fliege
aus der Partei und darum müſſe auch in dieſem Falle die Ab-
lehnung der Petition erfolgen. Merkwürdig, daß Herr H.geſtern auf einmal Worte fand, während er ſich bei Beratung
der Straßenbahnangelegenheiten in den letzten Sitzungen voll-
ſtändig ausſchwieg. Gegen die Stimmen unſerer Genoſſen
gingen die bürgerlichen Stadtverordneten über die Petition zur
Tagesordnung über. Weſentlich beſſer ſchnitt der Poliziſt
Artur Born ab. Demſelben war infolge ſeines unleidlichen
Gefundheitszuſtandes auf ärztliches Gutachten hin gekündigt
worden. Die Verſammlung beſchloß, die ausgeſprochene Kündi-
gung zurückzunehmen, da ſein Leiden veilbar ſei. Beſchloſſen
wurde dann die Anſtellung des Militäranwärters Franz
Albrecht als Hallenaufſeher des Schlacht und Viehhofes;
Herrn Julius Dräger als Polizeikommiſſar; der Bureau-
diätare Otto Höhndorf, Paul Müller und Paul
Schliebe als BureauAſſigſtenten; Herrn Paul Seeſpe ck
als Bureaugehilfe. Dem Ablehnungsgeſuche des Kaufmanns
Franz Elsner, der in einer früheren Sitzung zum Schieds-
mann gewählt worden war, ſtimmte die Verſammlung nicht zu,
ſo daß Herr Elsner den Schiedsmannspoſten behalten muß.

ng einer Dienſt

Aufreizung zum Klaſſenhaß.
Vor vielen Jahren erſchien im Volksblatt ein Artikel unter

der Spitzmarke: „Dem Arbeiter eine tüchtige Laſt und die
Peitſche.“ Es wurde darin unter Schilderung der Notlage
der Arbeiter der Klaſſengegenſatz in der Bevölkerung ſcharf
definiert, und die Heuchelei der Beſitzenden ſcharf gekenn
zeichnet. Ein Staatsanwalt erhob Anklage und erzielte damit,
daß der damalige Redakteur des Volksblatts zu einem Jahr
Gefängnis verurteilt wurde, weil er irgendeinen Paragraphen
der öffentlichen Ordnung verletzt haben ſollte. Am grünen
Tiſche wurde beſonders dagegen gewettert, daß man Staats-
einrichtungen angegriffen und die Bevölkerung gegeneinander
angereizt habe. Der Artikel wurde als Brandartikel bezeich-
net ein Jahr Gefängnis!! Damals dachte man in
Halle noch nicht an Ausſperrungen und man legte großes Ge
wicht darauf, daß es vermieden werde, verſchiedene Klaſſen
der Bevölkerung gegeneinander öffentlich anzureizen. Was
wax aber dieſer eine Zeitungsartikel im Gegenſatz zu der
furchtbaren Aufreizung, die ſich hier am vergangenen
Sonnabend gegenüber den Metallarbeitern vollzog. Und wer
waren die Anreizer? Leute, die in dem Buche der Millionäre
prangen, die, wenn es not tut, mit Titel und Würden bedacht
werden. Leute, die in chriſtlicher Wohltätigkeit machen und
die, wo es auch ſei, die Worte: Friede auf Erden und dem
Menſchen einen Wohlgefallen“ im Munde führen. Und die
Aufgereizten: Friedliebende Menſchen, die jetzt weder Lohn
forderungen ſtellten, noch eine Verkürzung der Arbeitszeit ver
langten. Menſchen, die wohl mit ihren Leidensgenoſſen ſym
pathiſierten, aber nicht einmal ſtreiken wollten.

Allerdings haben ſich unſere Induſtriellen durch die mit der
größten Rückſichtsloſigkeit inſzenierte Ausſperrung nicht
ſtrafbar gemacht. Sie reizien wohl verſchiedene Klaſſen der
Bevölkerung in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden
Weiſe gegeneinander auf, vermieden es aber zu Gewalttätig
keiten anzureizen. Sie können nicht mit Gefängnis bis zu
zwei Jahren beſtraft werden, obwohl die Wirkung ihrer An
reizung und die damit verbundenen Folgen von ſo großer
Tragweite iſt, daß damit der ganze Lebensnerv mehrerer Be-
völkerungsſchichten unterbunden iſt. Und wie ſteht es damit,
lieber Staat und liebe Stadtverwaltung? Sollen die Tau-
ſende von ausgeſperrten Metallarbeitern, die arbeiten, für ſich
und ihre Familie ſorgen, dem Staat und der Kommune gegen-
über ihre Pflichten erfüllen wollten, ſollen ſie auch
Steuern bezahlen? Oder wird man den Jnduſtriellen-
Verband zur Rechenſchaft ziehen Ein Narr wartet auf Ant-
wort. Die „liberale“ Saalezeitung beſitzt die Kühnheit, ihren
Leſern zu unterbreiten: Der hieſige Verband der
Metallinduſtriellen habe ſich „gezwungen“ ge-
ſehen, die Ausſperrung in Wirkſamkeit zuſetzen. Kein Wort von Terrorismus! O, wären es
Arbeiter geweſen. Arbeiter macht euch einmal klar, es hätte
ein Streik von dieſer Dimenſion, oder gar ein Generalſtreik
eingeſetzt? Jn welch holder Gemeinſchaft würden dann
Staatsbehörde und Preſſe gegen den Aufruhr in der Stadt
zu Felde ziehen. Und bedenke man, die Arbeitermaſſen
kämpfen um ideale Güter. Was haben aber die Jnduſtriellen
zu verteidigen Nichts. Nicht einmal den Profit. Die Leute,
die heute aher an den Scharfmachertiſchen ſitzen und heute
noch dem Arbeiter eine tüchtige Laſt und die Peitſche wünſchen,
mögen ſich geſagt ſein laſſen, daß die Aufreizung für ſie doch

Früchte bringen kann. Wenn die Unter
drückten, die Eiſen und Stahl bewältigen können, auch kalten
Blutes ihr Bündel ſchnürten, wenn ſie auch die Opfer der
Au ung ruhig auf ſich nehmen, ſo wird ſich neben Groll,
Haß und Erbitterung noch eine weitere Aufklärung
über die Klaſſengegenſätze vollziehen, die der Scharfmacher-
geſellſchaft nicht zum Segen gereichen wird. Tauſende werden
dieſes Signal zum Klaſſenkampf verſtehen und weitere Tau
ſende werden ſich ihnen zugeſellen.

Hat es denn jemals eine größere Frivolität gegeben, als dieſe
Ausſperrung. Alte, ergraute Metallarbeiter, die 10, 15
und 20 Jahre lang im Dienſte der Jnduſtriellen ſich abge
rackert und geſchuftet haben, wurden wahllos auf die Straße
geſetzt. Was fragt ein Großinduſtrieller danach, was die
Familien der Unglücklichen beginnen, wenn die Woche vorüber
iſt und die Barmittel zum Befriedigen der notwendigen Be
dürfniſſe fehlen. Die „Unternehmerſolidarität“ bei Ar
beitern nennt man es Terrorismus verlangt es, daß Tau-
ſende Familien dem Hunger preisgegeben werden. Und was
ſagt die Geſchäftswelt, die ſonſt bei jedem kleinen
Streik über die „Frivolität der Arbeiter“ zetert, zu der Aus-
ſperrung? Bei dieſem Friedensbruch, bei dieſer Aufreizung
der Bevölkerung handelt es ſich nicht bloß um die Sache der
Metallarbeiter, ſondern um das Jntereſſe der geſamten
Bürgerſchaft. Wenn wir nun als Partei auch die geforderten
Opfer bedauern mögen, haben wir jedoch keinerlei Anlaß,
über die Ausſperrung Klagelieder anzuſtimmen. Der neueſte,
die Gemüter aufpeitſchende Streich einer nicht mit Gewiſſens-
biſſen geplagten Unternehmerſippe wird dazu beitragen, daß
die kapitaliſtiſche Geſellſchaft ſchneller und ſicher ihr Grab
findet.

Eltern ſeid gewarnt! Achtet auf eure Kinder!
Schon zu wiederholten Malen iſt uns berichtet worden, daß

Perſonen des Nachts durch Lärm auf der Straße aus dem
Schlafe geweckt worden ſind, und zwar durch die vom Nacht-
dienſt heimkehrende Jugendwehr. Wir ſchenkten der Sache
nicht recht Glauben, da wir annahmen, daß vor allen Dingen
die Schule dagegen Stellung nehmen würde, wenn die Kinder
zu Nacht übungen herangezogen würden. Ganz richtig wird
ſeitens vernünftiger Lehrer den Kindern immer und immer
wieder eingeſchärft, daß ſie abends zeitig zu Bett gehen ſollen,
um früh mit geſtärktem Geiſt und Körper bei der Sache ſein zu
können. Am Sonntag früh mußten wir uns nun mit eigenen
Augen überzeugen, daß die Zuſchriften richtig berichtet hatten,
daß Nacht übungen wirklich ſtattfinden. Wir fragten beim
Frühausflug am Sonntag um 146 Uhr einige Kröllwitz
paſſierende Knaben, woher ſie kommen. Sie antworteten: „Vom
Nachtfelddienſt aus Oppin.“ Die Kinder ſahen gelblich-blaß,
ſtark übernächtigt und natürlich auch ſchmutzig aus. Es iſt be-
kannt, wie ein Nachtdienſt einen erwachſenen Menſchen angreift,
wieviel mehr muß nun erſt ein ſo junges unentwickeltes Kind
darunter leiden! Jſt es nicht geradezu empörend, ſo mit der
Geſundheit dieſer Kinder zu ſpielen. Wo bleibt denn hier die
Schulaufſichtsbehörde? Wo bleibt die Beachtung des Kinder-
ſchutzgeſetzes? Wie oft hörten wir von Strafmandaten, von
Ermahnungen und Verweiſen in der Schule, wenn arme Eltern
ihre Kinder durch leichte Morgenarbeit wenige Pfennige mit
verdienen ließen. Und hier dieſes Spielen mit der Geſundheit.
Aber es iſt ja die von Kirche, Schule und Staat protegierte
Jugendwehr. Da gibt es keine Hinderniſſe, da wird geſpielt
mit dem Körper der Kinder. Gegen ein vernünftiges Spiel
haben wir gewiß nichts; aber alle die Eltern, die ihre Kinder
bei der Jugendwehr haben und es ſind leider viele Arbeiter-
kinder dabei wollen wir vor dieſem „Spiel“ gewarnt haben.

recht gefährl

Großes Doppelkonzert im Volkspark. Morgen, Mittwoch,
findet das große Doppelkonzert im Volkspark ſtatt. Wie ſchon
berichtet, teilt ſich das berühmte Deutſch Amerikaniſche Männer-
quartett mit der Kapelle Engelmann in die Ausführung des ſehr
reichhaltigen Programms. Jedem Beſucher ſteht ein hoher Kunſt-
genuß bevor, und es iſt nur zu wünſchen, daß recht viele Arbeiter
mit ihren Frauen der Einladung Folge leiſten. Programme ſind
in allen durch Plakate kenntlichen Verkaufsſtellen und auch an
der Abendkaſſe für 30 Pf. zu haben.

Die Geſchäftsleitung des Volksparks erſucht uns
ferner mitzuteilen, daß die ausgeſperrten Metall-
arbeiter für ihre Perſon den Eintritt frei haben.
Streikkarte legitimiert.

Auf der Suche nach Leſern. 37 des Quartalwechſels
entdecken in ihren Abonnementseinladungen die bürgerlichen
Zeitungen aller Parteiſchattierungen plötzlich ihr gutes Herz.Ganz beſonders zeichnet ſich dabei diesmal die Halle e Zeitung

aus. Voll tiefſten Schmerzes ſchreibt ſie in ihrer Einladung
über die ſozialdemokratiſche Gefahr“. Dieſe Stilblüte lautet:

„Alle Vaterlandsfreunde müſſen ſich feſt zuſammenſchließen,
um dieſen heilloſen Angriffen auf Gott, Monarchie
und Vaterland, Autorität, Sitte und Kultur (und
wer weiß was ſonſt noch alles. Red. d. V.) nicht nur ein
kräftiges „Halt“, ſondern ein erfolgreiches „Zurück“ zu gebieten.
Als eine Freundin und Förderin in dieſem Beginnen iſt das
Abonnement auf eine zielbewußte, tatträftige Preſſe unbedingt
notwendig.“

Wie wird da den Leſern der Halleſchen, den Gemeinde und
Amtsvorſtehern, werden, wenn ſie ſo ihre „zielbewußte Preſſe“
wüten hören. Das großmäulige „Halt“ wird ſicher die Ar
beiterbewegung ſofort zurückdrängen. Das Wort „zielbewußt“
wird unſere Leſer ganz beſonders in Heiterkeit verſetzen. Wiſſen
ſie doch, was die Halleſche unter zielbewußt verſteht: Nämlich
an der Spitze aller Volksfeinde für die s a der
werktätigen Bevölkerung marſchieren, das iſt ihr d leich
einem Straßenhändler preiſt ſie ſich für die Verfo r
Zieles an und zählt alle Sachen auf, die fie bringt, oder bringenwill. Als neueſten Sportartikel wird ſie in Zukunft den „natio
nalen Jugendrummel“ führen. Allmonatlich will ſie eine be-
ſondere Beilage für die Jugend herausgeben. Jn dieſer Bei-
lage ſoll dem heranwachſenden Geſchlechte gediegene, belehrendeund unterhaltende Koſt gegeben werden. Hoffentlich verdirbt

ſich keiner den Magen daran.

Straßenbahnprojekt für die Beeſener Straße. Auf die Be
ſchwerden des h und des Privatmanns Richard
Schwenke hat der Miniſter der öffentlichen Arbeiten den Be
ſchluß des Regierungspräſidenten über die Feſtſtellung des
Planes für eine Fortführung der Stadtbahn vom Ranniſchen
Platz durch die Beeſener Straße bis zur Hafenbahn, auf
gehoben Fetzt iſt es an der Zeit, daß die ſtädtiſchen Be
hören den ſofortigen Ausbau der Beeſener Straße bis zur
Huttenſtraße und die Verlegung von der Melanchthonſtraße
durch die Beeſener Straße, Huttenſtraße und Merſeburger
Straße in die Wege leiten.

Halleſches 500 Jahr Feſtſpiel. Es wird nochmals darauf
aufmerkſam gemacht, daß die letzten Vorſtellungen des „Salz-
grafen von Halle“ bei ermäßigten Preiſen ſtattfinden werden, die
jedermann geſtatten, die Aufführungen in der Moritzburg zu be
ſuchen. Heute, Dienstag, achte Donnerstag, den 27. er., neunte
Vorſtellung.

Auflöſung der Maler-Hilfskrankenkaſſe. Die rückſtändige
Reichsverſicherungsordnung mit ihren Beſtimmungen über die
Hilfskaſſen verlangt nun ihre Opfer. Die Zentralkrankenkaſſe
der Maler und verwandte Berufe Deutſchlands, Sitz Ham
burg beſchloß in der Generalverſammlung, die vom 20. bis
23. Juni in Heidelberg ſtattfand, einſtimmig die Auflöſung
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ne Halle W rn Obgen ieſige erlehrer engtenlage wegen Gedaltsnach zahlt für i ha arg er
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lich abgewieſen und auf die Widerklage der Oberlehrer die
Stadt verurteilt, an jeden der Beklagten die von dieſen ge
forderten Beträge zu zahlen. Alle Koſten ſind der Stadt als
Klägerin auferlegt.

Streikende Sachſengänger. 51 rutheni Arbeiter ausLieskau, die „kontraktbrüchig geworden S in der
Mansfelder Straße angehalten. Nachdem Vergleichsverhandlungen
ſtattgefunden hatten, kehrten ſie freiwillig zu ihrem Unternehmer

bot garich brauchen ſie nicht zum zweiten Male zu dieſem
ifen.

Freitod. Heute vormittags 9 Uhr verübte eine un r20jährige weibliche Perſon in der Nähe der Jahnshöhle Weſeft

mord durch Ertränken. Die Leiche wurde bald aufgefiſcht. Der
Hut, die Uhr und ein goldener Fingerring der Toten befinden
ſich bei der Kriminalabteilung in der Dreyhauptſtraße.

Schlechter Zeitvertreib. An der Ecke der Süd und Streiber
ſtraße fand eine Schlägerei zwiſchen zwei jungen Kaufleuten und
zwei Arbeitern ſtatt.

Von der Straße. Eine Gaslaterne wurde Montag früh in
der Gerberſtraße von einem Geſchirrführer umgefahren. Ein un
erheblicher Zuſammenſtoß fand Montag abend in der Merſeburger
Straße zwiſchen einem Motorwagen der Stadtbahn und einem
Laſtgeſchirr ſtatt. Die Schuldfrage iſt noch nicht geklärt.

Unfall bei der Arbeit. Der in den weiteſten Kreiſen be-
kannte Genoſſe Heinrich Koch, der Vorſitzende des Halleſchen

r iſt geſtern abend leider bei der Arbeit,
er war bei Weiſe u. Monski auf Montage, verunglückt. So
weit wir erfahren, iſt ihm eine ſchwere Eiſenſchiene auf den
Kopf gefallen. Genoſſe Koch fand im Diakoniſſenhauſe Auf
nahme. Wir wünſchen dem Genoſſen eine recht baldige Ge-
neſung, damit er weiter im Dienſte der Arbeiterbewegung
tätig ſein kann.

Fahrraddiebſtähle. Geſtohlen ſind am 19. d. M. ein
Herrenfahrrad, Marke Ankerwerke Bielefeld, Nr. 57048, Modell
3, ſchwarzlackierter Rahmenbau, gelbe Felgen mit grünen
Streifen, nach unten gebogene Lenkſtange, Freilauf; vom 19.
zum 20. d. M. ein neues Herrenfahrrad, Marke nicht bekannt,
Nr. 169 834, ſchwarzer Rahmenbau, gelbe Blechfelgen, Zacken-
pedale mit Gummieinlage, leicht nach oben gebogene Lenk-
ſtange, ſchwarze Horngriffe; am 22. d. M. ein Herrenfahrrad,
Marke Sirius, ſchwarzer Rahmenbau, gelbe Felgen, nach unten
gebogene Lenkſtange, Korkgriffe, Glocke an der linken Seite.

Diebſtahl. Am 7. Juni iſt einem durchreiſenden Herrn
auf dem Bahnhof ein neuer dunkler Ueberzieher aus
Marengocheviot, mit ſchwarzſeidenem Futter, Seidenſpiegeln,
geraden Taſchen, einer Reihe Knöpfen und verdeckter Leiſte,
im Werte von 130 Mk., geſtohlen worden. Der Geſchädigte
weiſt darauf hin, daß er einen hohen Rücken hat und deshalb
der Ueberzieher erſt von einem Schneider geändert werden
müßte, bevor er von einem anderen benutzt werden könnte.
Zweckdienliche Mitteilungen werden im Polizeiverwaltungs-
gebäude auf Zimmer 37 entgegengenommen.

Aus den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

Unter dem Vorſitz des Landgerichtsdirektors Gieſecke be
gann geſtern die vierte diesjährige Schwurgerichtsperiode. Sie
wird mindeſtens zwölf Sitzungstage mit 16 bis 17 Verhand-
lungen in Anſpruch nehmen. Die Anklage vertrat Erſter

Staatsanwalt Schütze, als Verteidiger wirkten die Juſtizräte
Herzfeld und Lembſer. Es ſtanden zwei Sachen zur
Verhandlung. Zuerſt wurde als Angeklagte aus der Unter
ſuchungshaft vorgeführt das 19jährige Dienſtmädchen Jda

.Benkenſtein aus Kloſtermansfeld. Es handelte ſich um
einen Fa

Kindestötung,
der hinter verſchloſſenen Türen verhandelt wurde. Zur Zeit
der Tat war die Angeklagte hier in Stellung. Sie war mit
einem Schloſſer in Verkehr getreten. Am 30. März tötete ſie
ihr uneheliches Kind gleich nach der Geburt. Unter Zubilli-
gung mildernder Umſtände wurde ſie zu zwei Jahren drei
Monaten Gefängnis verurteilt. Auf die Strafe wurde ein
Monat erlittener Unterſuchungshaft in Anrechnung gebracht.

Darauf kam ein Fall
Raub

zur Verhandlung, zu dem der jährige Arbeiter Paul
Schröter aus Lauter im Erzgebirge aus der Haft vor-
geführt wurde. Der Angeklagte, ein unehelich geborenes
Kind, das anſcheinlich eine ſehr ſchlechte Erziehung genoſſen
hat, iſt trotz ſeiner Jugend ſchon mehrfach mit den Straf-
geſetzen in Konflikt geraten. Er iſt bereits zweimal vom
Schwurgericht wegen Sittenverbrechens und Raubes zu
mehreren Jahren Gefängnis verurteilt. Ende Mai trieb er
ſich bei Löbejün umher. Am Morgen des erſten Pfingſtfeier-
tags wollte er von Löbejün nach Plötz gehen. Er machte ſich
barfuß, zog Weſte und Hemd aus und ließ ſich hinter wen
auf einem Felde nieder. Als ein junges Mädchen die Chauſſee
paſſierte, um nach Löbejün zum Kochunterricht zu gehen, er
kob ſich der Angeklagte und verfolgte die Neunzehnjährige.
Schröter hielt der Verfolgten den Mund zu und entriß ihr
ein Handtäſchchen. Das Mädchen war bei dem Ueberfall
um r und zu Boden geriſſen worden. Auf deſſen
Hilferufe eilten ein Landwirt und ein Arbeiter herbei, die den
Vurſchen, der nunmehr die Flucht ergriff, verfolgten. Er warf
das Täſchchen weg, aus dem er vorher ein Portemonnaie mit
8,906 Mark Jnhalk entnommen hatte. Als ſeine Verfolger ihm
aber hart auf den Leib rückten, gab er auch das Portemonnaie
mit Inhalt heraus. Er erhielt dann eine tüchtige Tracht
Prügel und wurde der Ortspolizei überliefert. Nach Lage
der Sache konnte der Angeklagte nicht anders, als ich zu
einem Geſtändnis bequemen. Die Geſchworenen erklärten ihn
dann auch des Straßenraubes unter Verſagung der mildernden
Umſtände für ſchuldig. Unter Berückſichtigung der Vorſtrafen
des Angeklagten und in Erwägung des mſtandes, daß die
Tat am hellen lichten Tage geſchehen, wurde gegen den Ange
klagten eine Zuchthausſtrafe von ſieben Jahren nebſt zehn
Jahren Ehrverluſt beantragt. Das Urteil lautete auf

e geht e de der Angeklagt
und zehn Jahre Ehrverluſt. Außerdem wurde der Angeklagteunter Mrigeufſich geſtellt, da er gemeingefährlich ſei.

Re Ausbreitung des Vollsblattes
iſt nur möglich, wenn jeder Leſer des Blattes
nunermüdlich für nene Abonnenten ſorgt.
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Aus der Provinz.
„Wir“ ſind Deutſchlands Jugend

Der bekannte Rektor Hemprich, der in allen Kreiſen
unſerer Provinz tätig iſt, um den „nationalen“ Jugend
rummel in Schwung zu bringen, gibt bekanntlich in Naumburg
zuſammen mit den Herren Srnſt Heinrich Bethge, Friedrich
Blüthgen eine Zeitſchrift für nationale Jugendpflege heraus,
die den ſchönen Titel führt: Wir ſind Deutſchlands Jugend.
Welcher Objektivität ſich dieſes ſogenannte Jugendbildungs-
organ befleißigt, geht aus einer Darſtellung hervor, die es
über die ſtürmiſchen Vorgänge im preußiſchen Abgeordneten-
hauſe bringt. Jn einer Rubrik Unſere Staatsbürger ſetzt es
den jugendlichen Leſern wichtige Vorgänge des politiſchen
Lebens in Geſprächsform vor. Die Ereigniſſe im preußiſchen
Dreiklaſſenhauſe werden folgendermaßen geſchildert:

(Wilder Geſang aus einem Nebenraum.)
Wir ſind Sozialdemokraten,
wir ſind Feinde des Lichts!

Valleral!
Wir eſſen gern Schinken und Braten,
und arbeeten tun wir nichts

Vallera!
Wir treten zu Boden, wer was tut und was hat.
Unſre Hoffnung iſt und bleibt auf dieſer Welt der Zukunftsſtaat.

(Nach dem Geſange ertönt Radau, Brüllen und Pfeifen.)
Franz: Was gibt's denn da? Das iſt ja fürchterlich!
Friedrich: Sie ſpielen Landtag.
Franz: Ungariſchen
Friedrich: Nein, preußiſchen.

an, hör doch!
Franz: Das ſollten die Kameraden doch nicht tun. So ein

Gebaren! Das iſt ja wie in einer Tiermenagerie.
Friedrich: So haben die es doch gemacht, Borchardt, Leinert

und Genoſſen
Franz: Wenn auch. Etwas Häßliches ſoll man nie nach-

machen.

Friedrich: Es hat ſeinen Grund.
Franz: Welchen:
Friedrich: Spione ſind wieder da. Jolinski mit drei „Freun-

den“. Als Gäſte. Denen wollen ſie die Komödie vorführen.
Hör' doch, wie Müller Franz brüllt: Gewaltl Gewalt!
Jetzt iſt jedenfalls der Schutzmann bei der Arbeit. Hoffentlich
verſohlt er den Reklamekrakeelern das Fell gehörig, damit
Jolinsky gleich unſere Meinung über den Skandal erfährt.
Was ſich die ſechs Kerle einbilden, als ob ſie die allein
Berufenen wären, die Tätigkeit eines ganzen Landtages auf-
zuhalten. Staatsbürgerlicher Schwachſinn.

Franz: Und dieſe Leute beanſpruchen im Staatsleben
gleiches Recht für alle!

Friedrich: Jhrem Benehmen nach müßte für ſie eine vierte
oder gar fünfte Wählerklaſſe eingerichtet werden.
„Sechs Kameraden, darunter Müller Franz, betreten den

Raum.)
Franz: Nun, was wollt ihr
Müller Franz: Wir ſind die rausgeſetzken wilden Sechs.

Wir hatten die Abſicht, den Landtag zu vergewaltigen. Es iſt
uns aber nicht gelungen.
Friedrich: Seht ihr. Betragt euch wie anſtändige Staats-

bürger, dann könnt ihr auch Anſpruch machen auf Anerken-
nung eurer Forderungen. Mit Rüpeleien wird kein Landtag
regiert, nicht einmal in Ungarn.

Jn ſolch unſäglich alberner Weiſe treibt man im „natio-
nalen“ Lager ſtaatsbürgerliche Jugenderziehung. Aber nur
weiter ſo, die Arbeiterjugend wird durch ſolche Methoden, in
denen ihre Klaſſe und deren politiſche Vertretung mit Schmutz
beworfen wird, gründlich über das Weſen der „nationalen“
Jugendpflege unterrichtet. Da reden jene Geiſter immer
von der notwendigen Bekämpfung der Schundliteratur
und erweitern durch Zeitſchriften, wie: Wir ſind Deutſchlands
Jugend das Feld, auf denen die übelduftenden Kräuter der
Jugendverblödung üppig wuchern. Ob auch hierzu die preu-
ßiſche „Jugendpflege-Million“ Verwendung findet?

Die wilden „Sechs“ rücken

Plötzlich Bedeutung erlangt.
Aus Anlaß des ſogenannten Kaiſermanövers kommt Wilhelm II.

in die Provinz Sachſen. Seine treuen Untertanen in Stadt und
Land werden es ſich nicht nehmen laſſen, ihm hier alles im
ſchönſten Glanze zu zeigen. Noch im letzten Augenblicke hat man
ſich jetzt der mittelalterlichen Einrichtung des Provinzal-Landtages
erinnert. Grauſam weckt man ihn aus ſeinem zweijährigen
Schlafe und ruft ihn zu einer außerordentlichen Tagung für den
25. Auguſt nach Halle zuſammen. Belanntlich iſt im allgemeinen
der Einfluß des Provinzial-Landtages gleich Null.

Aber jetzt ſoll doch die ihm nachgeſagte grenzenloſe Einflußloſig-
keit einmal widerlegt werden. Er ſoll nämlich für den Kaiſer-
beſuch Mittel zur Verfügung ſtellen, man will ihm als patriotiſche
Geldbewilligungseinrichtung benutzen. Wie wird manchem Dele-
gierten das Herz höher ſchlagen, wenn er im „Bewußtſein ſeiner
Würde“ ſein kräftiges „Ja“ erſchallen läßt. Der Kater in der
Geſtalt einer Erhöhung der Provinzialſteuern wird ſich aber
ſicher auch bald einſtellen und dem Feſtesrauſch einen unan
genehmen Abſchluß geben.

Wer vernichtet den Bauernſtand?

Dieſe Frage richten die Agrarier und Patentchriſten mit
Vorliebe an ländliche Verſammlungen, von denen man vorher
die Sozialiſten ausgeſchloſſen hat und die darauf folgende
Antwort iſt natürlich: „Die Sozis!“ Nun weiß ja ein jeder
längſt, wie die feudalen, auch wohl den Titel „Hoheit“ tragen-
den Großgrundbeſitzer das Bauernlegen und die Verwandlung
ehemaligen Bauernlandes in Jagdreviere ebenſogut verſtehen
wie die Junker in Oſtelbien, Galizien u. ſ. f. Einen neuen
Beweis für dieſe Tatſache liefert eine neue baheriſche Stati-
ſtik. Nach den gerichtlichen Ausſchreibungen wurden in den
letzten Monaten an bisher freiem Grundbeſitz den adeligen
Familienfideikommißgütern der Freiherren von Faber, von
Seckendorf-Alberdan, von Schwarz, von Poniker, von Schäzler,
von Stromer insgeſamt 2756 Tagwerk einverleibt und weitere
3000 Tagwerk Grundbeſitz wurden dem freien Verkehr durch
den mittelalterlichen Unfug der fideikommiſſariſchen Bindung
entzogen. Jn dem doch nicht allzu großen Bahern gibt es
ſchon 204 adlige Fideikommiſſe mit weit über 200 000 Tagwerk
Grundbeſitz. Und die Bauern, die ſo getreulich die Sach-
walter des junkerlichen Zoll- und Grenzſperrwuchers alle paar
Jahre immer von neuem wählen? Die können halt als
Knechte auf ihrem ehemaligen Beſitz bleiben, wenn noch
Platz und Arbeit für ſie iſt, ſie können auch auf ihren ehe-
maligen Feldern dann dem Rotwild Futter ſtreuen oder die
hochherrſchaftlichen Pferde und Wagen putzen. Gibt's aber
ſelbſt dieſe Arbeit nicht mehr für ſie, dann müſſen ſie eben in
die Stadt auf Lohnarbeit, auf ungewohntes, karg entlohntes
Tagwerk. Vielleicht tröſtet ſie dabei der Gedanke an die Herr
lichkeit der feudalen „Bauern“führ

Läüten. Sozialdemokratiſcher Verein. Jn der
letzten Verſammlung wurden die Genoſſen R. Zimmerman
Guſtav und Franz ZahnLützen, JähnertPobles, SchumannTheſau, Helling-Meuchen als VDelegierte zum Kreistag ge
wählt; als Erſatzmann R. Weißmann. Zum Kreistage wurde
ein Antrag gegen eine Stimme angenommen, der beſagt, daß
der Kreistag die Einſetzung eines Kreisbildungsausſchuſſesbeſchließen möge. Der Jahresbericht des Ortsbildungsaus
ſchuſſes mußte Umſtände halber bis zur nächſten Verſammlung
vertagt werden. Ueber das zehnjährige Stiftungsfeſt des
Parteidiſtrikts berichtete der Vorſitzende, wie das Feſt ſeinen
Verlauf nehmen ſoll. Der Kern des Feſtes wird die Feſtrede
ſein, die dem Kandidaten unſeres Kreiſes, Genoſſen Pollender
Leipzig übertragen werden ſoll. Die übrigen Arbeiten wur-
den den Parteifunktionären übertragen. Wir bitten die
Diſtrikte des Kreiſes, den erfolgten Einladungen recht zahl
reich Folge zu leiſten. Die ganzen Arrangements ſind ſo billig
getroffen worden, daß wir damit jedem Parteigenoſſen ge-
recht werden. Nach 7 internen Angelegenheiten folgte
Schluß der gutbeſuchten Verſammlung.

Schkenditz: Gerechte Strafe für Lehrlingsaus-
beutung. Wegen Vergehens gegen die Gewerbeordnung
waren vor dem Schöffengericht der Kürſchnermeiſter Richard
Brandt und deſſen Werkführer Karl Stanarius ange-klagt. Sie ſind beſchuldigt, zwei unter 16 Jahre alte Lehr-
linge in den Jahren 1911 und 1912 länger als 10 Stunden
und nach s Uhr abends, und die Lehrlinge wiederholt an
Sonn und Feſttagen beſchäftigt zu haben. Die als Zeugen
geladenen Lehrlinge machten ihre Ausſagen nur zögernd, es
wurde daher ſeitens der Amtsanwaltſchaft aus Beſorgnis der
Befangenheit durch Anweſenheit des Unternehmers beantragt,
die Beklagten während der Zeugenvernehmung aus dem Lokale
zu entfernen. Das Gericht ſah von dieſer Maßnahme ab.
Die Angeklagten bekundeten, Ueberarbeit ſei nur ſelten, und
zwar in nur dringenden Fällen geleiſtet worden. Die bean
tragten Strafen lauteten für Brandt auf 150 Mk., für Stana-
rius auf 40 Mk. Geldſtrafe. Das Gericht hielt durch die
Beweisaufnahme den Tatbeſtand der Anklage für erwieſen.
Beide Angeklagte hätten dafür Sorge tragen müſſen, daß
ſolche Geſetzwidrigkeiten nicht paſſieren durften. Für Brandt
wurde eine Strafe von 100 Mk. oder 20 Tage Gefängnis, für
Stanarius eine ſolche von 20 Mk. oder 4 Tage Gefängnis aus-
ar und den Verurteilten die Koſten des Verfahrens
auferlegt.

Lauchſtedt. Aufgeklärt. Der Merſeburger Korreſpon-
dent hatte bekanntlich die Nachricht verbreitet, daß die Nikolai-
ſchule wegen Beſchädigung des Lauchſtedter Theaters eine
Schadenerſatzforderung von 200 Mark erhalten habe. Dazu
wird jetzt mitgeteilt: Die Nikolaiſchule hat für die elektriſche
Beleuchtung des Theaters während der Proben und Auffüh-
rungen, für Bedienung der Beleuchtung und andere Hilfe-
leiſtungen, für Erſatz unbrauchbar gewordener Lampen und
Wiederherſtellung einiger bei dem Einbau und dem Wechſel
der Dekorationen entſtandener unvermeidlicher Beſchädigun-
gen uſw. an die Provinzialkaſſe einen Betrag von 171 Mark
entrichtet. Somit wäre dann der aufſehenerregende Fall ſach
lich aufgeklärt.

Eisleben. Bauarbeiter. Jn der letzten Mitglieder
verſammlung des Bauarbeiterverbandes wurde der Bau
arbeiter Franz Richter, geboren am 22. Oktober 1871 zu Born
ſtedt, eingetreten am I. Januar 1911 in Eisleben, ausge
ſchloſſen. Bei dem Halleſchen Möbelräumerſtreik hatte er ſich
als Arbeitswilliger betätigt, und ſomit unſolidariſch gehan
delt. Ferner hatte ſich Richter noch mit beleidigenden Redens
arten gegen den Verband verſtoßen. Zum Beiſpiel will er die
Verbandsleitung verklagen, weil ſie nicht korrekt vorgehe. Für
ſolche Leute iſt es beſſer, daß ſie dahin gehen, wo ſie hin ge

hören. Die Ortsverwaltung.Sangerhauſen. Verhaftung. Der Fleiſcher Reinhold
Pfaff, der den Rich. Hild mann um,130 Mk. betrogen haben ſoll, wurde am Sonntag verhaftet und
in das hieſige Amtsgericht eingeliefert.

Diebſtahl. Am Freita nachmittag wurde vor dem
Bahnhofsgelände ein Fahrrad, Marke Adler, dem Rentmeiſter
Range aus Morungen gehörig, geteh n. Als Täter kommt
ein Mann mit einem Ruckſacke in Betracht, der in der Richtung
nach der Hüttenſtraße davonfuhr. Mitteilungen über den Ver
e des Rades ſind an das hieſige Polizeikommiſſariat zu
richten.

7 Prozent Dividende. Jn der Generalverſamm-
lung der Aktien-Gasanſtalt Sangerhauſen wurde beſchloſſen,nach ſehr reichlichen Abſchreibungen eine Dividende von 7 Proz.

gen. Ein ganz hübſcher „Entbehrungslohn“ für die,
Aktionäre.

Greppin. Fahrraddiebſtahl. Am Sonntag abend
gegen 10 Uhr verſuchten hier zwei erſt kaum der Schule ent-
wachſene junge Leute zwei vor Königs Gaſthaus geſtellte
Räder zu ſtehlen. Da das eine davon angeſchloſſen war,
mußten die Diebe mit einem vorlieb nehmen. Lange er-
freuten ſie ſich an deſſen Beſitz nicht, denn als ſie merkten, daß
man ſ vereßie warfen das geſtohlene Rad in ein Ge-
treidefeld. Den Dieben gelang es, zu entkommen.

Wittenberg. Einen eigenartigen Unfall erlitt der
Töpfermeiſter Stahlſchmidt. Auf dem Wege von Pratau brach
beim Paſſieren der erſten Flutbrücke plötzlich eine der Bohlen
durch, und St. wäre ſicher in die Tiefe geſtürzt, wenn er ſich
nicht mit den Armen hätte halten können, ſo daß ſeine mit
ihm gehenden Angehörigen ihn ſofort retten konnten. Jetzt
wurde natürlich die Unfallſtelle von dem Pratauer Amtsvor
ſteher ſofort abgeſperrt. Wie es heißt, iſt der ordnungswidrige
Zuſtand der Brücken von den Behörden ſchon vor längerer
Zeit erkannt. Es bleibt demnach nur noch die Frage übrig,
wann ſie wohl erneuert werden

Mühlberg. Neue Regelung der Bürgerrechts-
ebühren. Durch eine Petition unſerer Partei wurde dieStadtverwaliung veranlaßt, die Regelung der im argen liegen

den Beſtimmungen über die Erhebung des Bürgerrechtsgeldes
u revidieren. Mit der Petition wollte man erreichen, daß
as die Minderbemittelten belaſtende Bürgerrechtsgeld von

6 Mark auf 8 Mark herabgeſetzt wird. Bekanntlich wurden die
alten vergilbten Beſtimmungen von 1855 in der damaligen
Sitzung r Der Magiſtrat wurde beauftragt,
ein entſprechendes Regulativ unter Berückſichtigung der Peti-

tadWwerordnetene e prrkng vorzulegen. Jn
einer ſpäteren Sitzung beſchäftigte ſich die Stadtverordneten
Sitzung mit dem vorgelegten Regulativ. Vom Genoſſen Nau-
mann wurde die Beſeitigung der unzeitgemäßen und durch
nichts mehr zu e den Gebühren verlangt. Dies
lehnten alle Stadtverordneten ab. Vom Wir ael
wurde jetzt das beſchloſſene Regulativ genehmigt, es enthält
folgende u

1. Wer das Bürgerrecht in der Stadt Mühlberg erwirbt,
iſt zur Entrichtung eines Bürgerrechtsgeldes verpflichtet. Be
r davon ſind a) die unmittelbaren und mittelbaren Staats

eamten, die Lehrer und die Geiſtlichen, die gemäß Den licer
Verpflichtung ihren Wohnſitz in lberg nehmen; b) die
Militärperſonen, die 12 Jahre ſich im gaktiven Dienſtſtande be
funden haben, bei der erſten Niederlaſſung; o) die unter a)
genannten Perſonen bei der erſten Verlegung des Wohnſitzes
nach ihrem aus dem aktiven Dienſte; d) diejeni-
gen Perſonen, die in Mühlberg ſchon einmal Bürgerrechtsgeld
bezahlt haben.

S 2. Das Bürgerrechtsgeld beträgt für diejenigen, die bon
der Staatseinkommenſteuer auf Grund des S 4 des Einkom
menſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 und 19. Juni 1906 frei
gelaſſen ſind, aber mindeſtens mit 4 Mark Gemeinde-Ein-
kommenſteuer veranlagt ſind, 3 Mark, für diejenigen, die zurStaatseinkommenſteuer veranlagt ſind mit einem TWukonmien

von über 900 bis 1200 Mark 6 Mark, über 1200 bis 1500 Mark
10 Mark, über 1500 bis 2400 Mark 15 Mark, über 2400 bis
3000 Mark 20 Mark, über 8000 Mark 30 Mark Bürgerrechts

tion der

S
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geld. Maßgebend iſt die für die Zeit des Erwerbes des Bürger
rechts gültige Veranlagung.

8 3. Einſprüche gegen die Heranziehung zum Bürgerrechts
eld ſind binnen einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten nachZuſtellung der Zahlungsaufforderung bei dem Magiſtrat an-

rigen Gegen den darauf ergehenden Beſcheid kann
innen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach der Zu

ſtellung beim Bezirksausſchuß die Klage im Verwaltungs-ſtreitverfahren erhoben werden. Die Zahlung des Bürger-
rechtsgeldes wird durch die Erhebung des Einſpruchs nicht
aufgehoben.

S 4. Das Geſetz über die Verjährungsfriſten bei öffent-
Abgaben vom 18. Juni 1840 findet auf das Bürgerrechtsgeld
mit der Maßgabe Anwendung, daß die nicht zur Hebung ge-
langten Bürgerrechtsgelder erſt in zwei Jahren nach Ablauf
des jenigen -Jahres, in dem die Zahlungsverbindlichkeit ent-
ſtanden iſt, verjähren.

S 5. Vor Berichtigung des Bürgerrechtsgeldes darf das
Bürgerrecht nicht ausgeübt werden.

S 6. Dieſes Regulativ tritt mit dem Tage ſeiner Bekannt-
machung in Kraft. Mit demſelben Tage wird das Regulativ
vom 26. April und 11. Juni 1855 aufgehoben.

Mühlberg. Das diesjährige Schul- und Kinderfeſt
findet Montag, den 8. Juli, auf den Kämmereiwieſen ſtatt.
Die Kinder treten nachmittags 2 Uhr auf dem Schulplatze zum
Umzug an. Das Volksfeſt wird Sonntag, den 7. Juli, auf
genanntem Platze abgehalten.

Elſterwerda. Das Gewerkſchaftskartell hielt am
18. Juni ſeine Sitzung ab. Es fehlten unentſchuldigt: Altner,
Jaſchke und Wilſcher; entſchuldigt: Schemel, Gerſchwitz und
Höffgen. Unter Eingänge und Mitteilungen empfahl Kol-
lege Kunze ein Schild, das zum Aushang in die Herberge
kommen ſoll. Es ſoll die Adreſſen der Unterſtützungsauszahler
enthalten, damit die reiſenden Kollegen wiſſen, wo ſie ihre
Unterſtützungen erhalten. Das Gewerkſchaftskartell Einbeck
teilt durch Flugblatt mit, daß die Fahrradwerke Stukenbrock
durch ihre Hartnäckigkeit gegen die Forderungen ihrer Ar-
beiter boykottiert worden ſind. Vom Sozial demokratiſchen Ver-
ein wurde ein Schreiben verleſen, das den Beſuch des Partei-
feſtes in Hohenleipiſch am 14. Juli empfiehlt. Die Ge-
noſſen von Pröſen und Biehla ſollen ſich mit den Genoſſen
von Elſterwerda vereinigen und gemeinſam von der Sonne
aus nachmittags 1 Uhr mit Muſik nach Hohenleipiſch mar-
ſchieren. Es iſt Pflicht eines jeden Genoſſen, ſich daran zu
beteiligen. Der Rezitator Walkotte empfiehlt ſich in einem
Schreiben. Es wird davon Abſtand genommen. Zum Ge-
werkſchaftsfeſte wurde eine fünfgliedrige Kommiſſion gewählt,
die das Arrangement des Feſtes feſtſetzen ſoll. Es findet am
28. Juli ſtatt. Darauf gibt Kollege Heinemann den Bericht
von der Jugendkonferenz, die am 9. Juni in Elſterwerda
tagte. Kollege Heinemann empfahl den Gewerkſchaften, die
Jugendbewegung mehr zu unterſtützen. Es wurde Klage über
die Maurer geführt, daß dieſelben noch nicht ihre Marken
für die ausgeſperrten Bergarbeiter abgerechnet haben, was

äſſi Die flüſſigen Gelder des Kartells ſollen

Schluß der Sitzung 12 Uhr.

Zentral-Bibliothek.
Ausgabeſtunden: Dienstags, Donnerstags abends 8--9 Uhr

und Sonntags von 10-12 Uhr.

Tymians Riesenschlager:

„Garnisonschmerzen
Direkto Tyminn als Rittmeister.

S Alles wälzt sich vor Lachen!
Ausserdem sämtliche Nummern neu?!

Tageskasse 10 I und 4-6 Uhr. Karten überall 7

xernigen Schmeer e e. 72 re
Warmes Pökoelfleisch,jeden Morgen

warme Knoblauchswurst.

Paul Bauermann, Marktplatz 20.
Telephon 1223.

Empſehle für Mittwoch und Donnerstag

Allerlei.
Ouell Fimmel.

Der Hamburger Major v. Goßler überbrachte im Auftrage
des Grafen Königsmarck eine Herausforderung zum Duell an
ſämtliche worſtandsmitglieder des Hamburger Rennklubs.
Der duellwütige Graf iſt ein ehemaliger „Herrenreiter“, Mit
glied des Union-Klubs in Hamburg und außerdem Rittmeiſter in
der Armee. Bei dem letzten Rennen in Hamburg geriet er
in ſeiner Loge mit dem Vorſtandsmitgliede des Rennklubs,
Dr. Kämmerer, deswegen in Streit, weil er verbotenerweiſe auf
einem Stuhl ſtand. Dr. Kämmerer verwies ihm dieſe Ungebühr-
lichkeit und als der Herr Graf gar keine Notiz von dem Ein
ſpruch des Beauftragten des Rennklubs nahm, ließ man ihn von
Polizeibeamten von der Rennbahn bringen. Durch dieſe bei ge
wöhnlichen Sterblichen ſelbſtverſtändliche Folge einer Ordnungs-
widrigkeit fühlte ſich nun der Herr Graf ſo verletzt, daß er den
Geſamtvorſtand des Rennklubs über den Haufen ſchießen möchte.
Da die Geſchichte mittlerweile bekannt geworden iſt, wird er wohl
keine Gelegenheit finden, ſeinen Blutdurſt zu ſtillen.

200 Menſchen in den Niagara geſtürzt.
Bei Eagle Park, etwa 12 Meter oberhalb der Niagarafälle, hat

ſich Sonntag ein ſchweres Unglück zugetragen. Auf dem großen
Peer warteten etwa 1000 Ausflügler aus der Umgebung auf einen
Vergnügungsdampfer. Plötzlich brach der Peer an ſeinem äußer
ſten Ende zuſammen und 200 Perſonen ſtürzten in den Fluß.
Bis jetzt ſind acht Leichen gefunden worden. Die meiſten in den
Fluß Geſtürzten, unter denen ſich viel Frauen und Kinder be-
fanden, wurden gerettet. Es ſteht jedoch feſt, daß zahlreiche der
Verunglückten von der Strömung fortgeriſſen wurden und in den
Niagarafällen ihren Tod gefunden haben. Die Leichen konnten
bis jetzt nicht geborgen werden. Die meiſten der verunglückten
Männer waren Angehörige einer Freimaurerloge in Buffalo.

Exploſionsunglück in Tripolis.
Einige Artilleriſten und Matroſen des Panzerkreuzers Carlo

Alberto unter dem Kommando des Leutnants zur See Luigi
de Giorgio, entfernten einige nicht explodierte Granaten, die
im Sande aufgefunden waren und eine ſtändige Gefahr bildeten,
und machten ſie unbrauchbar. Einige der Geſchoſſe wurden auf
einen Leichter gebracht. Hierbei explodierte eine Granate
und tötete den Leutnant und ſieben Sſoldaten; zwei
Mann wurden leicht verletzt.

Wie man in Virginien Eier kocht.
Biſchof Paret aus Baltimore beſuchte, ſo ſchreibt man der

Deutſchen Korreſpondenz, vor einiger Zeit eine wohlhabende
Familie in Virginien. Als die Hausfrau hörte, daß ihr Gaſt
mit Vorliebe gekochte Eier zum Frühſtück eſſe, begab ſie ſich
in die Küche, um das Mahl ſelbſt zu bereiten. Während die
Dame eifrig am Herde hantierte, begann ſie die erſte Strophe
eines wohlbekannten geiſtlichen Liedes zu ſingen. Dann folgte
der zweite Vers, und Biſchof Paret, der vom Eßzimmer aus
den Geſang hören konnte, ſetzte mit ſeiner wohlklingenden
Baritonſtimme ebenfalls ein. Als die Strophe zu Ende war,
wurde es ſtill in der Küche und gleich darauf trat Mylady mit

dem fertigen Frühſtück ein. „Warum ſin Sie nicht auch
den dritten Vers?“ fragte der Biſchof. dritten Vers
entgegnete die Dame erſtaunt. „Nun, der war doch nicht
nötig. „Das verſtehe i nicht,“ meinte Paret kopf-
ſchüttelnd. „So hören Sie, Hochwürden,“ bemerkte die
Hausfrau mit feinem Lächeln, „wenn ich weiche Eier kochen
will, ſinge ich eine Strophe von Rock of Ages“; ſollen die
Eier aber hart werden, dann genügen zwei erſe; der dritte
wäre alſo überflüſſig.

Derſelbe möchte einen ruhigen Poſten,
und es iſt eine Affenſchande, daß Derſelbe ihn nicht ſchon
längſt hat und daß Derſelbe ihn durch Anzeige in einem
Blatt der Stadt muß. Denn Derſelbeiſt der Jdealarbeiter, gewiſſermaßen der ſtrahlende Diamant

den Steinen, die umherliegen. Derſelbe annonciert
alſo:

Arbeiter,welcher Mitglied eines Kriegervereins und Mitbegründerdes Deutſchen Wehrvereins ſt ſucht Stellung als Kaſſen-
bote, Lagerhalter, Portier oder Aufſeher. Derſelbe muß
aber vor ſozialdemokratiſchem Terrorismus voll geſchützt
ſein. Gute und Empfehlungen von hochgeſtellten

vorhanden. Kaution kann geſtellt werden. Offer
en uſw.
Man ſieht, Derſelbe weiß ſich zu empfehlen. Der

ſelbe verſteht es auch, die Patrioten an der richtigen Stelle
zu packen. Derſelbe iſt nämlich Mitglied eines Krieger-
vereins und ebenſo iſt Derſelbe Mitbegründer des Deut-
ſchen Wehrvereins. Und wenn Derſelbe vor ſozialdemo-
kratiſchem Terrorismus geſchützt wird, dann wird Derſelbe
als Aufſeher, Portier, Kaſſenbote oder dergleichen Wunder der
Tapferkeit verrichten. Derſelbe hat ſeines Gleichen nicht
in der deutſchen Arbeiterſchaft.

Kleines Allerlei. Türkiſch- italieniſcher „Krieg“. An
Bord des Dampfers Congo, der in Port Said eingetroffen
iſt, kam es zu recht „lebhaften Auseinanderſetzungen“ zwiſchen
Jtalienern und türkiſchen Paſſagieren. Beide Parteien
machten von Revolvern und Dolchen Gebrauch. Zwei Paſſa-
giere wurden getötet, einer wurde über Bord geworfen und
ertrank. Ein Matroſe wurde durch Dolchſtiche getötet und
acht Perſonen verletzt. Mehrere Cholerafälle ſind
im Uralgebirge vorgekommen. Vier Perſonen ſind bereits
der Krankheit erlegen. Da die Seuche epidemiſch zu werden
ſcheint, haben die ruſſiſchen Behörden Maßnahmen getroffen, um
eine weitere Verbreitung zu verhindern. Ein ſchwerer
Bootsunfall auf der Weſer ereignete ſich Montag nachmittag
bei Blexen. Ein mit 7 Arbeitern einer Werft beſetztes Boot
kenterte. Von den Jnſaſſen ertranken vier, die drei andernkonnten von den in der Nähe liegenden Dampfern gerettet wer
den. Ein Monſtreprozeß c 22 weibliche Angeklagtebegann am Montag vor der 2. Strafkammer des Landgerichts

Leipzig. Sie ſind wegen Vergehens wider das keimende
Leben angeklagt. Die Hauptangeklagte iſt eine Frau Prieber,
die ein ſogenanntes „Schönheitsinſtitut“ unterhielt und bei der
junge Mädchen und junge Frauen Rat erhielten. Die Verhand
lung findet hinter geſchloſſenen Türen unter Ausſchluß der
Oeffentlichkeit ſtatt. Das Urteil wird erſt in einigen Tagen zu
erwarten ſein. Von einer Lawine getötet. Vom Rat-
hausberg bei Beckſtein iſt eine mächtige Lawine niedergegangen.
Ein Friger Holzknecht wurde getötet, ein zweiter erheblich
verletzt.
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ſtellan erhältlich.

Donnerstag den 27. Juni
abends 8.05 Uhr:
10. Aufführung.

Der We In Mag
von Karl Kautsky.

Preis 50 Pfennig
Die Volksbuchhandlung.

U Gebrüder lGbemeann

n wehen ägarrenhanclongen

verkauft
Deutſcher Transport

Arbeiter Berband.
Jnfolge Unglücksfalles ver-

ſtarb nach langem, qualvollem
Leiden unſer Mitglied, der

Fenſterputzer

rund Wiener
Ehre ſeinem Andenken!

Die Hrtsverwaltung.

Für die vielen Beweiſe herz
licher Teilnahme beim Begräb-
nis unſeres lieben Entſchlafe-
nen, ſagen wir auf dieſem
Wege allen herzlichſten Dank.

Eisleben, im Juni 1912.
Deteftrauernd tünterdlebenen

Emille Hoffmann
und Kinder.

Für die Inſerate berantwortlich: Rob. Jlgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger: vorm. Aug. Groß jeht A. Jähnig. Sämtl. i. Halle g, S,
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